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Vorwort. 

Die vorliegenden Ausführungen wurden im September 1918 
geschrieben. Sie erschienen als eine Serie von Artikeln in der 
„Sozialistischen Auslandspolitik", einer Wochenschrift (heute 
..Sozialist"). Freunde haben mich aufgefordert, meine Darlegungen 
einem weiteren Kreise zugänglich zu machen. Ihrem Wunsche 
komme ich hier nach. 

Es ist ein fast unveränderter Abdruck, den ich gebe, obwohl 
sich seit der Abfassung dieser Schrift eine ungeheure Umwälzung 
vollzogen hat. Nicht nur die Vorzensur ist gefallen, die mich im 
September noch oft zwang, vorsichtig und in bloßen Andeu- 
tungen zu reden, wo eine kräftigere Sprache geboten war. Der 
Zusammenbruch der deutschen und österreichischen Militärmacht, 
die Revolutionen in Österreich und Deutschland haben die gesamte 
internationale Situation gänzlich geändert. Hätte ich heute die 
vorliegende Arbeit niederzuschreiben, so würde ich ihr infolgedessen 
eine ganz andere Fassung geben. 

Doch gerade diese Revolution hat mir wie jedem von uns eine 
solche Fülle von Aufgaben aufgebürdet, daß mir zu einer Neubearbei- 
tung keine Zeit bleibt. Und ich darf um so eher an der alten Fassung 
festhalten, als alle die ungeheuren Veränderungen, die uns das letzte 
Vierteljahr gebracht hat, mir in keiner Weise Veranlassung geben, 
in irgend einem Punkte mein sachliches Urteil zu revidieren. 

Natürlich ist der überwältigende Sieg der Waffen an den west- 
lichen Demokratien nicht spurlos vorübergegangen. Er hat mili- 
taristisches Denken und imperialistische Appetite bei ihnen sehr ge- 
stärkt. Um so bemerkenswerter, daß Wilson und die Amerikaner 
im allgemeinen am wenigsten davon berührt wurden, obwohl gerade 
sie die eigentlichen Sieger sind. Ein Zeichen, wie wenig die Denk- 
weise Wilsons in vorübergehenden Konstellationen, wie sehr sie in 
dauernden Verhältnissen des Landes begründet ist. • 

Der Friede, dem wir entgegengehen, wird nicht der Friede der 
Verständigung werden, den wir angestrebt, sondern ein Friede der 
Gewalt. Es ist zu befürchten, daß er, wenigstens im Osten, auch, ein 
Friede der Vergewaltigung wird; der Vergewaltigung von Tejlen der 
deutschen Nationalität durch die Deutschland benachbarten slawi- 
sehen Nationen, namentlich Tschechen, Polen und Jugoslawe^, die 
das Recht der Selbstbestimmung der Nationen, für das sie selbst 



bo lange und so hingebend kämpften, nun der deutschen Nation ab 
erkennen wollen. 

Neue Irredentas drohen auf diese Weise die alten abzulösen und 
damit die Grundlage erneuter kriegerischer Verwicklungen für eine 
spätere Zeit gelegt zu werden. Ob urjd inwieweit diese trostlose Aus 
sieht zur Wirklichkeit wird, hängt von der Einsicht der Demokratien 
des Westens, vor allem Amerikas ab, von denen die Gestaltung des 
Friedensvertrags entschieden wird. Von ihnen hängt es ab, ob 
Teile der deutschen Nationalität unter das Joch fremder Eroberer 
kommen. Von ihnen hängt es aber vor allem auch ab, ob eventuelle 
Verletzungen der Selbstbestimmung der Völker, die bei dem Frie- 
densvertrag vorkommen mögen und die sich auch beim besten Willen 
angesichts der Kompliziertheit der Verhältnisse vielleicht nicht ganz 
vermeiden lassen, künftighin nur wieder durch neue Kriege aufzu- 
heben sind. 

Hier liegt der entscheidende Punkt des kommenden Friedens- 
vertrages. Gelingt es, den Völkerbund zu schaffen und ihm eine 
Exekutivgewalt zu verleihen, die es ihm ermöglicht, jedem verge- 
waltigten Volk oder Volksteil ohne Krieg durch einfachen Richter- 
spruch zu seinem Rechte zu verhelfen, dann brauchen wir nicht 
zu verzweifeln, auch wenn es zu Verletzungen <ler Selbstbestimmung 
der Völker kommt, sei es infolge der Unwissenheit der maßgebenden 
Faktoren oder infolge ihres Mißtrauens sowie ihrer im Kriege auf- 
gepeitschten Leidenschaften. Wir dürfen dann erwarten, daß sie 
später, und zwar in nicht ferner Zeit wieder gutgemacht werden vor 
dem Richterstuhl des Völkerbundes, sobald die Völker nur einmal die 
moralischen Folgen des Krieges überwunden, Zeit und Ruhe gefunden 
haben, sich auf sich selbst zu besinnen und ihren früheren Gegnern 
gerecht zu werden. 

Wird mit dem Völkerbunde die Grundlage einer neuen natio- 
nalen und internationalen Politik geschaffen, dann dürfen wir getrost 
in die Zukunft sehen. Wie bitteres die nächsten Tage uns auch noch 
bringen mögen, wir haben dann die Aussicht auf frohere und freiere 
Gestaltungen des Verhältnisses der Völker und Staaten zu einander, 
ohne noch einmal durch die Schrecken eines neuen Weltkrieges 
und die Qualen neuen Wettrüstens, die Korruption neuer inter- 
nationaler Intrigen, die moralische Degradation neuen Völkerhasses 
hindurchgehen zu müssen. 

Von -zwei Faktoren hängt diese Hoffnung vor allem ab: von 
der Kraft des international gesinnten Teiles des Proletariats und von 
der Kraft Amerikas und seines Präsidenten Wilson, des Vor- 
kämpfers der Idee des Völkerbundes in der bürgerlichen Welt. 

Diese letztere Kraft begreifen zu helfen, ist die Aufgabe der vor- 
liegenden Schrift. 

Weihnachten 1918. K. Kautsky. 
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1. Imperialismus und Internationalität. 

Es ist zu einem der abgestandensten Gemeinplätze geworden, 
daß der Krieg unserer Tage ein imperialistischer ist, daß er dem Im- 
perialismus entsproß. Das ist unzweifelhaft richtig. Ganz falsch 
aber ist es, wenn man daraus schließt, daß alle am Kriege beteiligten 
Regierungen und alle diese Regierungen unterstützenden Parteien 
in gleichem Maße imperialistisch seien. Wer das Wort vom imperia- 
listischen Krieg in diesem Sinne auffaßt, dem erschließt es nicht die 
Wahrheit, es führt ihn eher von ihr ab, weil es ihn hindert, die 
anderen Faktoren in Betracht zu ziehen, die neben dem Imperialis- 
mus zu bewegenden Kräften des Weltkrieges geworden sind. 

Fast nie ist ein Krieg auf ein einziges Motiv zurückzuführen. 
Im 18. Jahrhundert waren fast alle Staaten Europas dem Absolutis- 
mus verfallen, zu bloßen Domänen ihrer Herrscher geworden. Die 
Kriege waren überwiegend dynastische. Daneben aber auch in er- 
heblichem Maße Handelskriege, aus dem Bestreben der einzelnen 
Staaten geboren, gewaltsam für ihr Kapital ein möglichst großes Ge- 
biet zu monopolisieren. Das Aufkommen der Demokratie brachte 
einen neuen Kriegsgrund in dem Gegensatz demokratischer Staaten 
und feudaler Monarchien. So haben wir den Unabhängigkeitskrieg 
der Amerikaner gegen England von 1775 bis 1783 und dann die 
Kriege des revolutionären Frankreich gegen die monarchischen Koa- 
litionen seit 1792. 

Eine der Konsequenzen der modernen Demokratie waren die 
nationalen Bewegungen, das Erwachen der Nationalitäten, ihr Ver- 
langen, man solle ihnen die Selbstbestimmung gewähren und die 
Grenzen der durch dynastische Interessen und Kräfte zusammen- 
geschweißten Staaten in nationalem Sinne umbilden. Diese Bestre- 
bungen wurden eine neue Ursache von Kriegen. Indes, wenn die 
nationalen Bewegungen den Bedürfnissen der modernen Demokratie 
entsprangen, so waren sie doch nicht mit ihr identisch. Im Gegen- 
satz zu ihr suchten sie oft ihre Bundesgenossen unter den Monarchen. 
Die Demokraten Italiens verbündeten sich zu nationalen Zwecken 
nicht nur mit Viktor Emanuel, sondern auch mit Napoleon. Mit 
diesen ebenso wie mit Bismarck, der die monarchische Gewalt gegen 
den drohenden Parlamentarismus in Preußen verteidigte, kokettierten 
die Kossuthianer Ungarns. Ins Lager Bismarcks gingen auch die 
deutschen Liberalen über, indes die Slawen Österreichs und der 
Türkei in hohem Maße auf den russischen Zaren ihre Hoffnungen 
setzten. So wurden die nationalen Kriege, die sich in dem Zeitraum 
nach 1848 bis 1878 abspielten, in nicht geringem Grade auch dynasti- 
sche Kriege. 

Wohl aber verschwand aus den Kriegen jener Zeit das Motiv 
der Handelseifersucht, des Strebens nach Monopolisierung der 
Märkte. Das Kapital verlor sein Interesse am Kriege, es wurde 
immer mehr freiliändlerisch und friedensfreundlich, denn trotz aller 



Digitized by Google 



— 6 — 



Kriegsgewinne erwies sich der Krieg für die gesamte Klasse der 
Kapitalisten als schlechtes Geschäft. 

Doch seit dem Ende der siebziger Jahre des vorigen Jahrhun- 
derts setzte eine gegensätzliche Bewegung ein, teils unter dem Ein- 
fluß der chronischen Stagnation, die der großen Krise von 1873 folgte, 
teils infolge der Entwicklung des Aktienwesens, der Unternehmer- 
verbände und der Banken. Das führte zu den Bestrebungen des 
Imperialismus, die seit dem Anfang der neunziger Jahre immer deut- 
licher hervortraten und eine Neubelebung des alten Merkantilismus 
des 18. Jahrhunderts darstellen mit seinem Streben, durch Eingreifen 
der staatlichen Machtmittel den Profit zu heben, namentlich durch 
Schutzzölle, Erwerbung von Kolonien, Monopolisierung der Märkte 
in abhängigen Staaten. 

In den Augen derjenigen, die in jedem Eingreifen des Staates 
in die Ökonomie Sozialismus sehen, wäre diese ganze imperialistische 
Politik als eine sozialistische zu betrachten und vom Proletariat 
freudig zu begrüßen. In Wirklichkeit trug sie schwere internatio- 
nale Konflikte in ihrem Schöße. 

Das besagte jedoch nicht, daß der Imperialismus nun als ein- 
zige Kriegsursache und einziges Kriegsziel an Stelle der bisherigen 
kriegerischen Motive trat, sondern daß er sich neben ihnen geltend 
machte. Zeitweise allerdings so stark, daß er als das einzige Motiv 
betrachtet werden konnte. Wurde ih dem ersten Kriege der impe- 
rialistischen Periode, dem Amerikanisch - Spanischen, das Streben 
nach Befreiung aufständischer demokratischer Elemente ins Feld ge- 
führt, so war das bloßer Vorwand, ebenso in dem zweiten imperia- 
listischen Kriege, dem gegen die Buren (1899 — 1902), der ja als Krieg 
für das allgemeine Wahlrecht, das die Buren ablehnten, ausbrach. 
Direkt bloß imperialistisch waren die Konflikte, die fast zu Kriegen 
geführt hätten, zwischen Frankreich und England wegen Faschodas 
(1898) und zwischen Deutschland und Frankreich wegen Marokkos, 
zuerst 1906 und dann 1911. Doch der russisch-japanische Krieg von 
1904 und 1905 war mehr noch ein dynastischer als ein imperialisti- 
scher, und der Balkankrieg von 1912 war in erster Linie ein Krieg 
für nationale Selbstbestimmung, wobei freilich nach alter Weise die 
Bestrebungen der nationalen Demokratie dynastischen Interessen 
dienstbar gemacht wurden, und auch imperialistische Faktoren, na- 
mentlich russische und österreichische, ihre Geschäfte zu machen 
suchten. 

Im letzten Kriege endlich liefen alle bisher möglichen Ursachen 
und Ziele des Krieges, imperialistische, nationale, dynastische, demo- 
kratische, bunt durcheinander. Sie sind in jedem Staate anders und 
verschieden gemischt, sind für die verschiedenen Parteien in man- 
chem Staat verschieden. 

Nun beruft man sich freilich auf die materialistische Geschichts- 
auffassung und sagt, alle diese Verschiedenheiten seien nur Erschei- 
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nungen der Oberfläche. Im Grunde fänden wir überall die gleichen 
ökonomischen Tendenzen. Und nur auf die komme es an. 

Die materialistische Geschichtsauffassung, die sagt, daß die ge- 
sellschaftlichen Einrichtungen, Bestrebungen und Ideen einer Zeit in 
letzter Linie in ihren ökonomischen Verhältnissen wurzeln, litt von 
Anfang an darunter, daß nur zu viele Anhänger das: in letzter Linie 
vergaßen und bereit waren, jede Einrichtung, jede Idee und jedes 
Streben, die ihnen unterkamen, ohne weiteres, ohne alle Zwischen- 
glieder, direkt aus den ökonomischen Verhältnissen zu erklären. Da- 
bei mußten sie in der Regel scheitern. Denn so wenig die gesell- 
schaftlichen Erscheinungen zu erklären sind, wenn man absieht von 
ihrem ökonomischen Untergrund, so wenig sind sie in der Regel zu 
erklären durch ihn allein, ohne Beachtung der (Zwischenglieder, die 
sich über diesen Untergrund erheben, und deren letzten Ausläufer die 
Erscheinung bildet. 

Das lehrt schon ein Blick auf die verschiedenen modernen 
Staaten. In allen herrscht die gleiche Produktionsweise, herrschen 
die gleichen ökonomischen Tendenzen, die gleichen ökonomischen 
Gesetze. Und doch, wie verschieden sind die Staatsformen, die sich 
auf dieser übereinstimmenden ökonomischen Grundlage erheben! 

Manche Sozialdemokraten lieben es heute, tiefsinnige Unter- 
suchungen über den Staat an sich anzustellen, aber schon 1875 hat 
Marx jene Sozialisten gegeißelt, die den „Staat als ein selbständiges 
Wesen behandeln, das seine eigenen sittlichen, freiheitlichen Grund- 
lagen besitzt". Er fährt fort (in seiner Kritik des Gothaer Pro- 
gramms, abgedruckt Neue Zeit, IX, 1, 572): 

,,Die .heutige Gesellschaft' ist die kapitalistische Gesellschaft, die in 
allen Kulturländern existiert, mehr oder weniger frei von mittelalterlichem 
Beisatz, mehr oder weniger durch die besondere Entwicklung jedes Landes 
mod fiziert, mehr oder weniger entwickelt. Dagegen der .heutige Staat' 
wechselt mit der Landesgrenze. Er ist ein anderer im preußisch-deutschen 
Reich, als in der Schweiz, ein anderer in England als in den Vereinigten 
Staaten. ,Der heutige Staat' ist also eine Fiktion." 

Bei aller Gleichheit der ökonomischen Gesetze gestalten sich 
die ökonomischen Verhältnisse selbst schon recht verschiedenartig 
in verschiedenen Ländern infolge der Verschiedenartigkeit ihrer na- 
türlichen Bedingungen. Sie sind anders in einem Lande mit Eisen 
und Kohle, als ohne solche; anders in einem unfruchtbaren Lande, 
wo die Bevölkerung der Einfuhr von Lebensmitteln bedarf, als in 
einem fruchtbaren, das solche ausführt.* Anders in einem Lande mit 
guten Häfen an einem Meere, das eine Straße des Weltverkehrs 
bildet, als in einem vom Weltverkehr abgeschnittenen Gebiet usw. 

Doch die Eigenart eines Landes hängt nicht bloß von seinen 
eigenen Verhältnissen ab, sondern auch von denen seiner Nachbarn, 
von ihrer Kraft, ihrer Kultur. Sie können seine Entwicklung fördern, 
aber auch lähmen. Die Höhe der ökonomischen Entwicklung in den 
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verschiedenen Staaten ist ebenso verschieden, wie ihre geographische 
Lage, ihr Klima, ihre Bodenschätze usw. 

Noch mannigfaltiger als die Rückwirkungen dieser verschie 
denen natürlichen und historischen Bedingungen auf die Ökonomie 
überhaupt sind die auf die einzelnen Klassen, ihre Kräfteverhält- 
nisse, ihre Koalitionen untereinander und auf deren praktisches Er 
gebnis, also auf die Politik, und schließlich auf Religion, Wissen 
schaft und Kunst. So gestalten sich bei gleicher Produktionsweite 
die Verhältnisse der einzelnen Staaten auf das verschiedenartigste 
Es entwickelt sich zu gleicher Zeit, im 17. und 18. Jahrhundert, die 
Ohnmacht des deutschen Kaisertums und die Allmacht des französi 
sehen Königtums; die Kleinstaaterei in Deutschland und straffer Zen 
tralismus in Frankreich. Die Anarchie der polnischen Adelsrepublik 
erwuchs neben dem starren Absolutismus Rußlands. In der Schweiz 
erhielten sich bis in unsere Tage Reste der primitiven Demokratie 
der Markgenossenschaft, und rings um sie gab es nur absolute Mon 
archien. 

Wo möglich noch verschiedener als die innere, wird die äußere 
Politik der verschiedenen Staaten, trotz der Gleichheit der ökonomi 
sehen Gesetze, die überall dieselben sind. 

So unentbehrlich die Kenntnis dieser Gesetze ist, sie genügt 
nicht, uns die besondere Politik eines jeden Staates erkennen zu 
lassen, die äußere noch weniger wie die innere. 

Diese Mannigfaltigkeit der natürlichen und historischen Bedin 
gungen, der Staatsformen, der Politik erschwert ungemein die Ein- 
heitlichkeit internationaler Aktionen. Wenn zwei dasselbe tun, ist 
es dasselbe nur dann, wenn sie es unter gleichen Bedingungen 
tun. Unter verschiedenen Bedingungen kann gleiches Tun sehr von- 
einander abweichende, ja geradezu gegensätzliche Resultate erzielen 

Die Gleichheit der ökonomischen Gesetze und Tendenzen in 
allen Ländern mit kapitalistischer Produktion ergibt überall die 
gleichen Klasseninteressen, drängt überall das Proletariat zu den 
gleichen Zielen, gebietet ihm überall die gleichen theoretischen wie 
taktischen Grundsätze. Sie macht es aber ungeheuer schwer, daß 
diese Grundsätze überall gleichzeitig in derselben Weise angewendet 
werden. 

Daß galt schon für bloße Demonstrationen, so die Maifeier. Es 
erwies sich als unmöglich, überall die Maifeier zu der gleichen macht- 
vollen Demonstration zu gestalten, zu der sie z. B. in Österreich ge- 
worden war. Alle Mühe war vergebens, die aufgewendet wurde, ihr 
in Frankreich und den angelsächsischen Staaten Bedeutung zu ver 
schaffen. 

Zeigte sich das schon bei einer bloßen Demonstration, die ein- 
mütig beschlossen wurde, die man monatelang vorbereiten konnte, 
, die sich jahraus, jahrein wiederholte, so muß die Verschiedenheit 
der Bedingungen noch stärker zutage treten bei plötzlichen Aktionen. 
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die vorzubereiten unmöglich ist, deren Gelingen einzig von der Stim- 
mung der Massen abhängt, deren Gelingen oder Mißlingen aber auch 
weit ernstere Rückwirkungen nach sich ziehen muß, als das einer 
r>loßen Demonstration. 

Immer wieder muß an das Argument erinnert werden, das auf 
dem Zürcher internationalen Kongreß von 1893 den Anarchisten 
entgegengehalten wurde, die einen Krieg durch einen internationalen 
Militärstreik verhindern wollten. Man wies darauf hin, daß, wenn 
die Aufforderung zu solchem Streik überhaupt Erfolg hätte — und 
nur unter dieser Voraussetzung war die Idee überhaupt diskutabel — , 
sie doch unmöglich überall den gleichen Erfolg kaben könnte. Sie 
würde am stärksten wirken in freien Staaten mit einem starken und 
friedliebenden Proletariat, am schwächsten in unfreien Staaten mit 
einem schwachen, gefesselten oder vom Kriegsfieber erfaßten Prole- 
tariat. Sie würde also bei einem kriegerischen Konflikt zwischen 
zwei Staaten verschiedener Art die Macht des unfreien, kriegeri- 
schen Staates verstärken, die des demokratischen, von einem 
starken, friedliebenden Proletariat bestimmten, schwächen. Man hatte 
hatte damals Rußland im Auge, in dem zu jener Zeit die dürftigsten 
Ansätze einer proletarischen Bewegung zu spüren waren. Bei einem 
Kriege Rußlands mit einer westlichen Macht hätte die Proklamierung 
des Militärstreiks, wenn sie überhaupt Erfolg hatte, nur den haben 
können, dem Zaren die Kriegführung zu erleichtern, nicht aber die, 
den Krieg zu verhindern. 

Im Falle eines völligen, allseitigen Mißerfolgs des Streiks, der 
von vornherein zu erwarten war, wären die Konsequenzen andere, 
aber nicht erfreulichere gewesen. 

Seitdem hat sich die Rolle Rußlands unter den Völkern sicher 
•ehr gewandelt. Aber wenn auch damit eine besondere Art der An- 
wendung des Arguments hinfällig geworden ist, hat es selbst an Kraft 
nicht verloren. 

Der Krieg hat wohl die Bedeutung der Internationalst selbst 
bürgerlichen Kreisen näher gebracht, die ihr früher verständnislos 
gegenüberstanden. Er macht für das Proletariat internationalen Zu- 
sammenhalt und internationale Übereinstimmung notwendiger als je 
Doch sie werden nicht gefördert, sondern gehemmt durch Versuche, 
die Übereinstimmung der Grundsätze und Ziele zu einer schablonen- 
haften Übereinstimmung der Aktionsformen zu erweitern. Gewiß, 
auch die Aktionen der verschiedenen sozialistischen Parteien der 
verschiedenen Länder sollen in einem inneren Zusammenhang stehen 
und einander gegenseitig unterstützen, im Interesse ihrer gemein- 
samen großen Ziele. Aber das wird nicht immer am besten in der 
Weise geschehen können, daß alle gleichzeitig dasselbe tun. 

Nicht schablonenhafte undurchführbare Uniformität ist anzu- 
streben, sondern eine innere Übereinstimmung verschiedenartiger 
Handlungsweisen, von denen jede dem Wesen des Staates entspricht, 
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in dem sie angewandt wird, und von denen jede dadurch an Kraft 
und Wirkungsfähigkeit gewinnt. 

Eine Übereinstimmung dieser Art setzt vor allem voraus, daß 
die verschiedenen sozialistischen Parteien der Internationale nicht 
nur das eigene Land, sondern auch die Eigenart der andern Ländern 
genau kennen. Dies Wissen wird mehr als je eine unentbehrliche 
Vorbedingung jeder ersprießlichen Internationalität. Das Streben 
nach solchem Wissen wird nicht gefördert, sondern gehemmt durch 
die Ansicht, man brauche bloß die ökonomischen Tendenzen des Ka- 
pitalismus zu kennen, um in allen politischen Fragen aller Länder Be- 
scheid zu wissen, denn überall habe der Imperialismus das gleiche 
Gesicht. 

Schon während des Krieges war es dringend nötig, Verständnis 
für die einzelnen Völker des Auslandes zu gewinnen, für ihre Par- 
teien, ihre Regierungsformen und Regierungen ebenso wie für ihre 
ökonomische Eigenart. Das Besondere zu studieren, ist nicht minder 
wichtig, wie das Allgemeine. Nur aus dem Besonderen können 
wir das Allgemeine ableiten, und dann wieder dient uns das All- 
gemeine dazu, das Besondere besser zu begreifen. Je mehr wir die 
Eigenart der verschiedenen Völker, ihre Bedürfnisse und Ziele er- 
kannt haben, desto eher werden wir imstande sein, zu erkennen, aus 
welchen Gründen jedes von ihnen in den Krieg zog, und unter 
welchen Bedingungen jedes am ehesten geneigt ist, Frieden zu 
schließen und zu halten; wie der Friede beschaffen sein muß, der 
am ehesten und am allgemeinsten Anerkennung findet, am meisten 
Wohlfahrt für alle bringt. Um so verständnisvoller und wirksamer 
wird unsere Haltung in der Friedensfrage sein. 

Leider war bis zum Kriege in allen Klassen und allen Ländern 
die Kenntnis des Auslands eine geringe. Der Krieg selbst hat diese 
allgemeine Unwissenheit enthüllt, hat gezeigt, wie selbst große Ge- 
lehrte und angesehene Staatsmänner die verkehrtesten Ansichten 
vom Auslande hatten und noch haben. 

Im Kriege Wissen über das Ausland zu verbreiten, ist furcht- 
bar schwer. Nie ist die Objektivität geringer, als während des 
Krieges, und nie findet die Verbreitung objektiven Wissens größere 
Schwierigkeiten. 

Indes erscheinen doch auch während des Krieges, selbst von 
bürgerlicher Seite, Schriften, die ein objektives Verständnis des Aus- 
landes erleichtern. 

Eine solche, ein kleines Büchlein von 113 Seiten, hat uns zu 
vorstehenden Betrachtungen angeregt, sie wollen wir noch näher 
betrachten, weil sie trotz ihres geringen Umfanges die amerikani- 
sche Kriegs- und Friedenspolitik sehr gut verstehen lehrt. Es ist 
ein Büchlein, betitelt „Was will Wilson?" von M. J. Bonn (München. 
Georg Müller). 

Mit ihm wollen wir uns noch des näheren beschäftigen. 
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2. Die amerikanische Eigenart. 

i Wilson ist Präsident der Vereinigten Staaten geworden als Ver- 
fechter der Friedensidee, und er hat sein Land in den Krieg geführt. 
Wie soll dieser Widerspruch erklärt werden? 

Die einen meinen, Wilson sei ein Heuchler, die andern sehen 
in seiner Schwenkung eine Kapitulation der Ideologie vor dem Ge- 
schäftsinteresse. 

In seiner Schrift über Wilson weist Bonn nach, daß bei diesem 
von alledem nicht die Rede sein kann. Er ist weder ein Heuchler, 
noch hat er sich den Imperialisten seines Landes unterworfen. Bonn 
sagt: 

„Man wird ein klares Bild von Wilsons Zielen erhalten, wenn man 
alle Spekulationen beiseite läßt und annimmt, daß er als amerikanischer 
Präsident eine Politik zu verfolgen sucht, die seiner Meinung nach den 
amerikanischen Interessen dient. Auch wenn er, wie das wahrscheinlich 
ist, gewisse Sympathien mit den Alliierten, vor allem mit Frankreich, 
empfindet, wird er sich hierdurch nicht verleiten lassen, unamerikanische 
Politik zu treiben. Wenn also die Kriegsziele, die er verkündet, den ameri- 
kanischen Interessen entsprechen, dann wird man glauben dürfen, daß 
er sie wirklich erstrebt. Man wird das um so eher tun können, wenn diese 
Ziele nichts eigentlich Neues darstellen, sondern Ziele sind, die die ameri- 
kanische Politik immer verfochten hat, und wenn sie gleichzeitig in ihren 
Grundzügen mit der Politik übereinstimmen, die Wilson von Anfang an zu 
der seinen gemacht hat." („Was will Wilson?", S. 16, 17.) 

Wilsons Politik ist nichts Neues, sie entspricht der traditionellen 
Politik Amerikas, die auf den besonderen Bedingungen und Inter- 
essen des Landes begründet ist. Daher ihre Popularität, darum folgt 
die große Mehrheit des amerikanischen Volkes so willig der Führung 
Wilsons, darum vermochte seine Kriegführung solche Kraft zu ent- 
wickeln. 

Diese traditionelle Politik beruht auf der Eigenart der Ver- 
einigten Staaten. Ihre zwei kennzeichnendsten Züge sind die Jugend 
der gesellschaftlichen Verfassung und die Trennung von Europa durch 
ein Weltmeer. 

Schon Goethe lobte an Amerika, daß es keine verfallenen 
Schlösser hat und durch kein unnützes Erinnern gestört wird. Alle 
Traditionen der Feudalzeit sind ihm fremd, ebenso die der aus ihr 
unter kapitalistischen Bedingungen erwachsenden absoluten Militär- 
monarchie. 

Die Mehrzahl derjenigen Europäer, die in das Gebiet der 
Vereinigten Staaten seit dem 17. Jahrhundert zogen und es besie- 
delten, flüchteten vor politischem sowie religiösem Druck, der nur 
eine besondere Form des politischen Druckes war. Dank dem 
Weltmeer, das die amerikanische Küste von der Alten Welt trennte, 
fehlte den europäischen Regierungen die Kraft, den Druck, den sie 
auf ihre Völker übten, nach Amerika zu übertragen. Die englischen 
Kolonien in Amerika ließen sich die Abhängigkeit vom Mutterland 
gefallen, solange ihnen die noch drückendere Abhängigkeit von der 
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französischen Militärmonarchie drohte, die das benachbarte Kanada 
besaß. Als Frankreich von dort durch den Pariser Frieden 1763 
vertrieben und für die Demokratie Amerikas ungefährlich geworden 
war, wendete sich diese sofort gegen die Oberhoheit Englands. Be- 
reits 1776 erklärten die amerikanischen Kolonien ihre Unabhängig- 
keit und schlössen sich zu den „Vereinigten Staaten von Amerika", 
der „Union", 'zusammen. Es gelang ihnen, sich mit zeitweiser Hilfe 
Frankreichs gegen die englische Macht zu behaupten, obwohl sie 1775 
noch nicht ganz 2 1 /* Millionen Einwohner zählten. Sieben Jahre lang 
mußten sie um ihre Unabhängigkeit Krieg führen, aber stets waren 
sie darauf bedacht, keinen eigenen Militarismus aufkommen zu lassen 
Sie blieben dem Milizsystem treu, und die Offiziere der Armee er- 
langten keine politische Macht. Ihr Freiheitskrieg endete nicht so 
wie vorher der Revolutionskrieg der Engländer und nach ihnen die 
Revolutionskriege der Franzosen mit einer Militärdiktatur 
Washington bekam nie die diktatorische Gewalt eines Cromwell, ge 
schweige eines Napoleon. 

Nie kamen die Vereinigten Staaten in die Versuchung, nach 
einem großen stehenden Heere zu trachten. Zu ihrem Schutze be- 
durften sie seiner nicht. Im Norden grenzten sie an das schwach 
bevölkerte Kanada. Es ist im Besitze Englands, das bald nach der 
Bildung der Vereinigten Staaten aufhörte, als Landmacht eine Rolle 
zu spielen. 

Der andere europäische Staat, der über großen Besitz in 
Amerika verfügte, Spanien, war seit dem 18. Jahrhundert in völligem 
Verfall. Es besaß nicht einmal die Kraft, seine eigenen Kolonien 
festzuhalten. Diese erkämpften ihre Unabhängigkeit (1814 — 1829). 
An die Stelle der einen ausgedehnten spanischen Militärmacht, die 
ein Gebiet von 17 Milionen Quadratkilometer beherrscht hatte, traten 
zahlreiche kleinere Republiken ohne militärische Kraft. 

So blieben die Amerikaner militärisch unbedroht und daher 
ohne jedes große stehende Heer. Das trug dazu bei, die Demokratie 
in Kraft zu halten. Dies sowie der Überfluß an unbebautem Boden 
erleichterte es den Lohnarbeitern, entweder zu besitzenden Bauern 
zu werden, oder höhere Löhne, kürzere Arbeitszeiten zu erlangen, 
als in Europa. 

Dabei gedieh aber auch das Kapial. Hoher Lohn und kurze 
Arbeitszeit haben stets die Produktivität der Arbeit gefördert. Sie 
drängten auch dahin, das Maschinenwesen zu vervollkommnen und 
auszubreiten. Dabei wurde der Kapitalprofit hochgehalten durch die 
Geringfügigkeit der Steuern, ein« Folge des Fehlens eines kost- 
spieligen Heerwesens. 

Dieses allseitige ökonomische Gedeihen sowie die große po- 
litische Freiheit in der (Zeit der ärgsten Reaktion in Europa lockte 
zahlreiche Einwanderer an, willkommene Arbeitskräfte, die den Reich- 



w 



N - 13 



tum des Landes rasch mehrten. Weit schneller, als in Europa, nahm 
die Bevölkerung zu. Sie betrug: 

in dem Gebiet de« in den 

in England heut. Deutsch. Reich» V'er. Staaten 

1800 . 16200000 22000 000 5 300000 

1820 . . 21200000 26300000 9 600000 

1870 . 31 600 000 40 800 000 38 900 000 

1910 . . . 44 900 000 64900000 92000000 

Es liegt nahe, daß die Masse der Bevölkerung einer Politik 
treu blieb, die solche Resultate erzielte, und daß sie deren Grund- 
sätze dem Ausland gegenüber zur Geltung brachte. 

Eine der ersten Äußerungen dieser Art war die Monroedoktrin. 
Sie wurde zunächst erlassen zur Unterstützung des Unabhängigkeits- 
kampfes der spanischen Kolonien in Amerika. Die großen Militär- 
mächte Europas machten Miene, diese Rebellion zu unterdrücken. 
Da traten ihnen die Vereinigten Staaten entgegen. Im Jahre 1823 
erklärte deren Präsident Monroe, die Union werde keine Ein- 
mischung Europas zur Unterdrückung der Freiheit eines amerikani- 
schen Staates dulden: 

<r Die amerikanischen Kontinente dürfen infolge der freien und unab- 
hängigen Stellung, die sie errungen haben und behaupten, nicht als Ziel 
künftiger Kolonisationen irgendeiner europäischen Macht betrachtet 
verden." 

In der Tat hätte die Festsetzung eines Militärstaates in Amerika 
die Vereinigten Staaten gezwungen, sich auf ein Wettrüsten mit 
ihm einzulassen und ein größeres stehendes Heer dauernd zu er- 
halten. Sie waren bereit, lieber in einen Krieg einzutreten, um dem 
Obel in seinen Anfängen zu steuern, als die dauernden Lasten und 
Gefahren eines solchen Zustandes auf sich zu nehmen. 

Durch diese entschlossene Haltung erreichten sie es, daß bisher 
noch keine Militärmacht in Amerika seit der Proklamierung der 
Monroedoktrin ihr koloniales Gebiet erweitert und festen Fuß ge- 
faßt hat. Nur einmal wurde der Versuch 'gemacht, die Monroedoktrin 
zu durchbrechen. 

Napoleon III. benutzte die Schwäche der Vereinigten Staaten 
während des Bürgerkrieges der Sklavenhalter gegen die Nordstaaten, 
der von 1861 — 1865 wütete, um sich Mexikos zu bemächtigen (1862) 
und dort eine unter seinem Protektorat stehende Militärmonarchie 
einzurichten (1864). 

Doch kaum hatten die Vereinigten Staaten durch Beendigung 
des Bürgerkrieges freie Hand bekommen, da forderten sie, daß 
Napoleon seine Truppen zurückberufe und die Regierungsform 
Mexikos der freien Selbstbestimmung seiner (Bevölkerung über- 
lassen werde. Als Napoleon zögerte, drohten sie mit energischem 
Eingreifen, und es auf einen überseeischen Krieg ankommen zu 
lassen, wegte er nicht. So überließ er den mexikanischen Kaiser 
seinem Schicksal und zog seine Truppen allmählich aus Mexiko 
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zurück (1866—1867). Das erfolglose Abenteuer schwächte' ihn mo- 
ralisch ebenso wie militärisch und finanziell eben in dem Moment 
der großen Auseinandersetzung Preußens mit Österreich. So mußte 
er Preußens Sieg und Aufstieg ruhig hinnehmen. Die Leichtfertigkeit 
und Unwissenheit, die ihn die Vereinigten Staaten unterschätzen ließ, 
brachte den Besieger Rußlands und Österreichs die erste Niederlage, 
wurde der erste Nagel zum Sarge des Kaiserreichs. 

In dem Bestreben, die Militärmächte von Amerika fernzu- 
halten, begegneten sich die Vereinigten Staaten mit England. 

Dagegen bildete sich ein Gegensatz der beiden Staaten heraus 
auf einem anderen Gebiete. 

Eine Konsequenz der amerikanischen Friedenspolitik war es, 
daß die Vereinigten Staaten wie dem Wettrüsten so auch den 
kriegerischen Auseinandersetzungen der europäischen Mächte fern- 
blieben. Sie gewannen dabei, als Neutrale, indem sie die Krieg- 
iührenden mit Lebensmitteln und Rohmaterialien versorgten. Da- 
durch wurden sie fast bei jedem großen europäischen Krieg, von den 
Kriegen der französischen Revolution seit 1792 angefangen, zu Kriegs- 
gewinnern, die reiche Profite einheimsten. In dieser Weise hat 
Europa seit mehr als hundert Jahren sehr zur raschen Bereicherung 
Amerikas beigetragen. 

Daraus folgte, daß die Amerikaner von Anfang an für den Grund- 
satz der Freiheit der Meere und für die Rechte der Neutralen wäh- 
rend eines Krieges eintraten. 

„Ihre Staatsmänner suchten ganz besonders den europäischen Mäch- 
ten die Vorstellung aufzuzwingen, daß die Interessen der Neutralen denen 
der Kriegführenden vorgingen und daß die Rechte der Kriegführenden 
überall durch diejenigen der Neutralen beschränkt seien . . . Aus der Vor- 
stellung, daß der Kriegszustand das Abnorme und das Unrechtmäßige sei. 
ergab sich die Forderung von selbst, daß er dem normalen Zustand mög- 
lichst wenig Abbruch tun dürfe. Es darf vor allem der Handel der Neu- 
tralen nicht unterbunden werden. Daher haben die Vereinigten Staaten 
seit 1785 die Grundsätze der freien See zur Anwendung zu bringen gesucht. 
Sie verstanden darunter das Recht des neutralen Staates, unbehindert 
Handel mit den Kriegführenden treiben zu dürfen, feindliche Güter und 
feindliche Personen auf neutralen Schiffen sollten nicht konfisziert werden 
dürfen. Sie haben dieses Prinzip in seiner weitesten Ausdehnung auf der 
Haager Konferenz vertreten." (S. 28, 29.) 

Bei diesem Streben kamen sie zeitweise in Gegensatz zu Eng- 
land, das seit dem Ende des i8. Jahrhunderts die See beherrschte 
und diese Überlegenheit voll ausnützen wollte. Er suchte daher den 
Begriff des Seebeuterechts möglichst weit auszudehnen. 

Dabei geriet es in Gegensatz zu den Vereinigten Staaten. Doch 
spitzte sich der Gegensatz nur einmal, 1812, zu einem kriegerischen 
Konflikt zu. Seitdem blieb die Union mit England im Frieden, dank 
einer andern Seite der amerikanischen Politik, die England ent- 
gegenkam. 

Mit der Monroedoktrin hatten die Vereinigten Staaten sich 
nicht nur jedes Eingreifen Europas in amerikanische Dinge verbeten. 
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sondern auch ihrerseits jedes Eingreifen in europäische Dinge ab- 
gelehnt. Jedoch der Handel mit Europa wurde für die Union äußerst 
wichtig, und in Kriegszeiten noch mehr als im iZustand allgemeinen 
Friedens. Aus gegensätzlichen Handelsinteressen verschiedener 
Staaten droht nun immer (die Gefahr von Konflikten. Die Politiker 
der Vereinigten Staaten waren zu gute Rechner, um nicht in jedem 
Krieg, der aus einem derartigen Konflikt entsprang, ein sehr 
schlchtes Geschäft zu sehen. Und hätten sie nicht, um in einem 
Kriege zu bestehen, ihre allgemeine antimilitaristische Politik über 
den Haufen werfen müssen? Um dieser Gefahr zu entgehen, 
griffen sie zu dem Mittel von Schiedsgerichtsverträgen. 

„Amerika hat ganz bewußt eine Politik verfolgt, die das Austragen 
internationaler Konflikte durch Rechtsspruch und nicht durch Waffen- 
gewalt herbeizuführen suchte und dadurch militärische Rüstungen über- 
flüssig machen sollte. Schon 1780 wünscht Benjamin Franklin die Aus- 
arbeitung eines Planes, der die Völker veranlassen und zwingen würde, 
ihre Streitigkeiten zu schlichten, „ohne daß sie einander die Hälse ab- 
schnitten"." Man hat schon 1797 den ersten Versuch gemacht, in einem 
Vertrage die Erledigung von Konflikten durch freundschaftliche Aussprache 
zu vereinbaren und die Entscheidung der Waffen erst anzurufen, wenn 
Verhandlungen während einer bestimmten Frist erfolglos verstrichen seien. 

Noch früher (1794) haben die Vereinigten Staaten begonnen, terri- 
toriale Streitigkeiten, an denen sie beteiligt waren, durch Schiedsspruch 
einer dritten Macht zum Austrag zu bringen. Trotz gelegentlicher leiden- 
schaftlicher Ausbrüche der Bevölkerung gegen diese Methoden haben im 
19. Jahrhundert fünfzig bis sechzig solcher Schiedssprüche stattgefunden. 
Die Arbeit der beiden Haager Konferenzen, deren Zustandekommen gerade 
in Amerika besonders freudig begrüßt wurde, ermöglichte die systematische 
Fortentwicklung dieser Gedanken. In den Jahren 1908 — 1910 wurden mit 
zweiundzwanzig Staaten Schiedsgerichtsverträge abgeschlossen, in denen 
die Vereinigten Staaten sich verpflichteten, Streitgkeiten einem Schieds- 
spruch zu unterbreiten, soweit sie keine Lebensfragen berührten. Etwas 
später suchte Präsident Taft diese Einschränkung zu beseitigen und alle 
Streitigkeiten nicht einem Schiedsmann, sondern einem Gerichtshof zu 
unterbreiten. Sein Nachfolger Wilson, der den Pazifisten Bryan zum 
Staatssekretär ernannt hatte, ging weit darüber hinaus. Er schloß mit zahl- 
reichen Staaten Verträge, auf Grund deren alle Streitigkeiten, die nicht auf 
diplomatischem Wege erledigt werden konnten, einer aus fünf Mitgliedern 
bestehenden Internationalen Kommission unterbreitet werden sollten. Wäh- 
rend der Prüfung des Falles durch die Internationale Kommission und bis 
nach erfolgter Berichterstattung durch diese waren die vertragschließenden 
Parteien gebunden, weder den Krieg zu erklären noch Feindseligkeiten zu 
beginnen. Es sollte der Versuch gemacht werden, alle Konflikte friedlich 
zu lösen. 

Diese Gedanken entsprachen den Wünschen des amerikanischen 
Volkes. Sie sind von den Häuptern beider Parteien vertreten worden." 
(S. 23—25.) 

Bonn nennt nicht die Staaten, mit denen die Vereinigten 
Staaten schiedsgerichtliche Vereinbarungen trafen. In erster Linie 
steht unter ihnen England. Schon 1794 schlössen beide Mächte einen 
Vertrag, der die Regelung einzelner damals schwebender Streitfragen 
durch gemischte Tribunale vorsah (vgL Fried, Handbuch d. Frie- 
densbewegung, S. 125). Ihm ist es vor allem zu verdanken, daß der 
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Friede zwischen den beiden Staaten in jener wild erregten Zeit iast 
zwei Jahrzehnte lang gewahrt blieb. Bis zum Jahre 1880 hatten die 
Vereinigten Staaten 56 auswärtige Streitfälle durch Schiedssprüche 
erledigt, darunter 20 mit England. 

Von 1908—1910 schloß die Union nicht mit 22 Staaten, wie 
Bonn sagt, sondern mit 26 Schiedsgerichtsverträge ab (vgl. A. H 
Fried, Panamerika, Zürich, Orell Füßli, 1918, S. 186 ff.). Unter die 
sen sind nur vier europäische Großstaaten, Frankreich, Italien, Öster- 
reich-Ungarn und Großbritannien. 

Mit England kamen die Vereinigten Staaten auch bereits 1817 
zu einem Abrüstungsübereinkommen. Ein ausgedehnter Teil der 
Grenze zwischen Kanada und der Union wird durch die Becken der 
großen Seen gebildet, die einen Flächenraum von mehr als 250 000 
Quadratkilometer umfassen, fünfhundertmal soviel wie der Boden- 
see. Das hätte schon Raum für große Flottenrüstungen gegeben. Die 
ersparten sich beide Staaten durch das Abkommen von 1817, das den 
Bau von Kriegsschiffen auf diesen Seen untersagte. 

Sympathie für die Demokratie, Antipathie gegen jeglichen Mili- 
tarismus, Verfechtung der Rechte der Neutralen, Heilighaltung inter- 
nationaler Verträge, Schiedsgerichte und Abrüstung — das sind die 
Grundsätze der auswärtigen Politik Amerikas. Bei ihrer Ableitung 
verfolgt Bonn nicht ganz den gleichen Weg, den ich hier eingeschla 
gen habe. Aber wir kommen zum gleichen Resultat: diese Grund 
sätze entspringen aus der Eigenart der amerikanischen Verhältnisse 
Es sind nicht persönliche Liebhabereien Wilsons, sondern seit mehr 
als einem Jahrhundert Grundsätze des amerikanischen Volkes 

3. Amerikanischer Idealismus. 

Aber haben denn die Amerikaner überhaupt etwas, was man 
Grundsätze und Ideale nennen kann? Werden sie durch etwas an 
deres bestimmt* als durch persönlichen Augenblicksgewinn, durch 
den Dollar? 

Diese Ansicht ist nämlich sehr verbreitet. Und man kann nicht 
leugnen, daß mancher Europäer sehr enttäuscht von drüben zurückkam, 
der dort das Land seiner freiheitlichen Ideale gesucht hatte, dem e* 
das Land der Sehnsucht gewesen war. So unter anderen Lenau, der 
1832 hinüberging, um dem Elend Europas zu entrinnen, und der bald 
wieder zurückflüchtete, denn die Vereinten Staaten galten .ihm nur 
noch, wie er sagte, als „Verschweinte Staaten". So Dickens, der ein 
Jahrzehnt später Amerika besuchte und tief entrüstet war über das 
amerikanische Volk. So viele der Achtundvierziger, die nach dem 
Zusammenbruch der Revolution über den großen Teich flüchteten. 

Es ging ihnen wie Leuten, die sich ihre Meinung von Bauern 
aus süßlichen Dorfidyllen gebildet haben und daraufhin ausziehen 
um auf dem Dorfe als Bauern zu leben 
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Der größte Teil der Bevölkerung Nordamerikas bestand lange 
aus Bauern, Kleinbürgern und kapitalistischen Parvenüs, die aus 
jenen Schichten hervorgegangen waren. Der größte Teil der ein- 
geborenen Lohnarbeiter und Intellektuellen war ebenfalls bäuer- 
lichen Ursprungs. Nun zeichnen sich Bauern und Parvenüs auch in 
Europa nicht in der Regel durch übermäßigen Idealismus aus. In 
Amerika kam dazu die gänzliche Loslösung von allen feudalen und 
antiken Traditionen auf der einen Seite, auf der anderen das Fehlen 
allen Drucks und aller Bevormundung durch Polizei und Staatskirche. 

Unter dem primitiven bäuerlichen Kommunismus ebenso wie 
tm Handwerk durch das ganze Mittelalter hindurch haben die Men- 
schen noch Zeit. Die Muße aber ist die Mutter der Musen. Von 
der Urzeit bis in die Feudalzeit finden wir daher unter den Volks- 
massen starkes künstlerisches Empfinden, reiche Poesie, deren Reste 
bis in unsere Zeit hineinreichen. 

Der Kapitalismus verwandelt die Lebenszeit der arbeitenden 
Klassen in Arbeitszeit und ertötet in ihnen die aus der Vorzeit über- 
kommenen künstlerischen Empfindungen immer mehr. Er setzt nicht 
notwendigerweise an Stelle des primitiven Mystizismus naturwissen- 
schaftliche Klarheit, aber er degradiert den Mystizismus, wo er sich 
erhält, zu größter Albernheit. Man vergleiche die griechische My- 
thologie und die deutschen Volksmärchen mit den trottelhaften 
Tricks des modernen Spiritismus. Das gibt einen Maßstab der De- 
gradierung, die der Kapitalismus für das Denken breiter Volksschich- 
ten gebracht hat. Wo er den Mystizismus verdrängt, wird dieser 
für die Volksmasse nicht durch umfassendes theoretisches Wissen er 
letzt, dazu fehlt ihr Zeit und Gelegenheit, sondern nur durch Be- 
gnügen mit dem, was vor jedem handgreiflich liegt. 

Das tritt am krassesten zutage in den Vereinigten Staaten, wo 
iede Erinnerung an vorkapitalistische Zustände und Denkweisen 
fehlt, die in den Europäern noch trotz des Kapitalismus weiterwirken. 

Dazu gesellt sich das Fehlen alles polizeilichen und kirchlichen 
Drucks und aller Bevormundung. Das macht den Einzelnen früh- 
zeitig selbständig, gibt ihm Kraft und Mut, flößt ihm jedoch auch 
Verachtung ein für den Schwachen und Schüchternen, vor allem 
aber, unter der Herrschaft des kleinbäuerlichen Betriebs lenkt es den 
Einzelnen bloß auf private Ziele. Der Kampf gegen Polizei und 
Kirche, gegen die bestehende Staats- und Gesellschaftsordnung, der 
den Europäer des 19. Jahrhunderts so tief erfaßte und so hohe Ideale 
in ihm entzündete, er fehlt den Amerikanern. 

Turgenjeff meinte einmal, der moderne Mensch sei halb Don 
Quixote, halb Hamlet. So waren die Menschen zur Zeit Turgenjeffs 
in Deutschland und Rußland, wo die feudale Romantik noch stark 
aachwirkte und der Druck der Staatsgewalt die Menschen vor die 
größten politischen Aufgaben stellte, indes er gleichzeitig die Ent- 
wicklung ihrer Tatkraft lähmte. Die Yankees sind nie Don Quixotet 
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und nie Hamlets gewesen und ihre Denkweise mußte jeden Don 
Quixote und jeden Hamlet abstoßen. 

Doch wenn man unter Idealismus nicht romantische Schwär- 
merei und sehnsuchtsvolles Schmachten versteht, sondern nur die 
Hingabe des Einzelnen an große »Ziele der Gesamtheit, so ist dazu 
auch der Amerikaner fähig, dort, wo sich ihm solche Ziele bieten. 
Das hat er in kraftvollster Weise gezeigt während des Kampfes des 
Nordens gegen die Sklavenbarone. Dickens, der nach diesem Kriege 
1867 Amerika wieder besuchte, hat damals sein Urteil von 1842 
sehr erheblich revidiert. 

Für große Ziele vermag sich auch der Amerikaner zu be- 
geistern. Nur nicht für ferne. Dazu fehlt es ihm an Schwung 
und an theoretischem Interesse. 

Darin liegt eine der Schwierigkeiten, die sich dem Fortschreiten 
der sozialdemokratischen Partei, in Amerika entgegensetzen. Solange 
das Stimmen für sozialdemokratische Kandidaten eine bloße De- 
monstration ist, kein Mittel praktischer Machtentfaltung, wird der 
durchschnittliche amerikanische Arbeiter, auch wenn er Sozialdemo- 
krat ist, es vorziehen, seine Stimme demjenigen bürgerlichen Kan- 
didaten zu geben, der Aussicht hat, sofort praktisch etwas für ihn 
zu tun. So lange wird in Amerika die Ausdehnung der sozialistischen 
Parteiorganisation und die Zahl der Stimmen, die sie erzielt, hinter 
der Verbreitung sozialistischen Denkens zurückbleiben. Um so 
rascher aber wird der Fortschritt der Partei vor sich gehen, sobald 
einmal die Idee große Massen erfaßt hat und diese sich dessen be- 
wußt werden, daß sie direkt in den Kampf um die Macht eintreten. 
Wenn man das Kennzeichen des Revolutionären in dem sprunghaften 
Emporschnellen sieht, dann verspricht die sozialistische Umwand- 
lung gerade in Amerika eher revolutionären Charakter anzunehmen 
als in Westeuropa. Doch bei dem Fehlen jeder Romantik wird sich 
die Masse in Amerika für den Sozialismus erst erheben, wenn sie die 
Bedingungen sofortiger praktischer Durchführbarkeit gegeben sieht, 
und wird sie dann sofort dem Sozialismus die praktischsten Formen 
zu geben wissen. 

Vor großen, sprunghaften ökonomischen und sozialen Umwand- 
lungen fürchtet sich der Amerikaner am wenigsten. An Kühnheit 
im Denken und Handeln nimmt er es mit jedem auf. Er ist freier von 
allen Traditionen als der Angehörige irgendeines anderen Volkes. 

4. Die Herrschaft der Sklavenbarone. 

Bonn hat vollständig recht, wenn er in Wilsons Politik die des 
amerikanischen Volkes sieht, die aus den besondern geographischen 
und historischen Bedingungen der Vereinigten Staaten abzuleiten 
ist. Doch ist seine Darstellung einseitig schon insofern, als sie fast 
ganz absieht von den Verschiedenheiten der Klassen und, außer ge- 
legentlichen Bemerkungen, wie auf Seite 94, 95, das ganze Volk als 
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eine einheitliche Masse ansieht, wie das bei Erörterungen über aus- 
wärtige Politik meistens geschieht, obwohl jede Klasse ihre beson- 
dere innere Politik hat, der auch eine besondere äußere Politik ent- 
spricht — wenn die Klasse so weit ist, sich überhaupt um eine solche 
zu kümmern. 

Die amerikanische Politik, die wir bisher untersucht, war vor- 
nehmlich die des Nordens der Vereinigten Staaten, der von Bauern 
und Kleinbürgern besiedelt wurde, die politischer oder kirchlicher 
Tyrannei oder dem Elend der Proletarisierung und Ausbeutung durch 
Feudalherren und Kapitalisten in Europa entflohen waren. 

In den Südstaaten der Union dagegen finden wir einen andern 
Typus. Große Landstrecken wurden dort im 17. Jahrhundert von 
den englischen Königen an Günstlinge oder Gesellschaften von 
Günstlingen verliehen, die den Boden aufteilten und an Pflanzer ver- 
kauften, die ihn mit Hilfe von Zwangsarbeitern, namentlich Neger- 
sklaven, bewirtschafteten. Diese Wirtschaft begünstigte den Groß- 
betrieb, der zur herrschenden Produktionsform wurcfe. 

Wo der Landwirt über fremde Arbeitskräfte verfügt, kennt sein 
Drang nach Ausdehnung seines Grundbesitzes keine Schranken. Das 
gilt wie für den Einzelnen so für seinen Staat. Der stete Landhunger 
kennzeichnet nicht nur den Feudaladel, sondern auch den Feudal- 
staat. Der Großgrundbesitzer, soweit er auf seinem Gute wohnt, es 
selbst bewirtschaftet, also der Landjunker, wächst aber auch unter 
Umständen auf, die die kriegerischen Eigenschaften am besten ent- 
wickeln. Da er nicht selbst das Feld bebaut, verfügt er über viel 
freie Zeit, die er, fern von den Städten, am ehesten durch Sport und 
Jagd ausfüllt, die beste Vorübung für den Krieg- Und dabei wächst 
er auf als Kommandierender zahlreicher Untergebener, die ihm be- 
dingungslos gehorchen müssen. 

Keine Klasse bereitet besser zum Offizier vor, als der Groß- 
grundbesitz. Er entwickelt nicht nur den Drang nach steter Ver- 
größerung des Landes, sondern auch die Lust am Kriege und das Ver- 
mögen, ihn zu führen. 

Obwohl der amerikanische Großgrundbesitz ohne feudale Tra- 
ditionen erwuchs, erzeugte er doch aus seinen Bedingungen heraus 
eine der feudalen entsprechende Denkweise. Das zeigte sich auch 
darin, daß die Pflanzer der Südstaaten, gleich ihren feudalen Kolle- 
gen, nicht zu rechnen verstanden, sehr im Gegensatz zu den Ka- 
pitalisten des Nordens, die genau Buch führten. Nicht auf nüch- 
ternen Berechnungen, sondern auf Stimmungen und Illusionen be- 
ruhte ihre Politik. Wohl fand man im Süden keine Hamlets, doch 
um so mehr Don Quixotes. Der Lebenswandel der Pflanzer galt 
auch mehr dem Genießen des Vermögens, als der Akkumulierung 
von Kapital. Verschuldung, die den Feudalherrn ebenfalls kenn- 
zeichnet, wurde wieder ein Grund, zu trachten, neuen Besitz, neuen 
Grund und Boden durch Mittel der Gewalt zu erwerben. 
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Für die Macht, welche die feudale Denkweise im Süden er- 
langte, ist kennzeichnend der große Einfluß, den dort Walter Scott 
gewann, unter den Schriftstellern der Romantik derjenige, der den 
Geist des Feudalismus am besten erfaßt und am anschaulichsten dar- 
gestellt hat. Mark Twain weist in seinen sehr ernsthaften Jugend- 
erinnerungen darauf hin mit großer Erbitterung, denn er meint, 
Scott habe die Bevölkerung der Südstaaten mit allen Lastern der 
feudalen Geistesverfassung angesteckt (Life on the Mississippi, ed. 
Tauchnitz, II, S. 105). Er macht den schottischen Dichter sogar ver- 
antwortlich für den Bürgerkrieg zwischen Nord und Süd. 

Das ist natürlich Unsinn. Die Popularität Scotts in den Süd- 
staaten beweist bloß, wie sehr ihre Lebensbedingungen feudales 
Denken begünstigten. 

Die Südstaaten waren daher keineswegs immer so friedlich ge- 
stimmt wie die Nordstaaten. Sie lieferten auch den größten Teil des 
Offizierkorps der kleinen amerikanischen Armee. Washington selbst 
war ein Sklavenhalter aus Virginien. 

Wenn nach der Anerkennung der Unabhängigkeit der Ver- 
einigten Staaten durch England beide Mächte während der napo- 
leonischen Kriege wieder in Gegensatz miteinander gerieten — 
unter andern wegen des Seebeuterechts — so waren es die Süd- 
staaten, die, sehr gegen den Willen des Nordens, bewirkten, daß 
1812 der Gegensatz zu einer Kriegserklärung der Union führte. 

Natürlich verlangten sie nicht nach Krieg, wenn sie ihr Gebiet 
auf billigerem Wege erweitern konnten. Im Jahre 1819 vermochte 
die Union, Florida, ein Gebiet, doppelt so groß wie Bayern, um 
5 Millionen Dollars von Spanien zu erwerben. Früher schon, 1803, 
hatte Napoleon, um die Freundschaft der Vereinigten Staaten zu 
gewinnen, ihnen ein ungeheures Gebiet westlich des Mississippi ab- 
getreten. Damit gewannen die Vereinigten Staaten 3 Millionen 
Quadratkilometer Land, fast sechsmal soviel wie das Deutsche Reich, 
um ganze 15 Millionen Dollars. Doch der größte Teil dieses Ge- 
biets war im Norden gelegen, blieb von der Sklaverei befreit. 

Die Sklavenhalter verlangten nach mehr Land. Solches war 
aber im Süden >aur noch äuf Kosten des benachbarten Mexiko zu 
haben, das, seit 1823 von spanischem Joche befreit, eine selbstän- 
dige Republik bildete. Um die große Provinz Texas (fast 1 Million 
Quadratkilometer) wurde seit 1836 zwischen den Amerikanern und 
Mexiko gerungen, ohne offenen Krieg. Im Jahre 1846 benutzten die 
Sklavenhalter eine günstige Gelegenheit und zwangen trotz des 
Widerstrebens des Nordens die Union zum Krieg gegen Mexiko, der 
1848 mit der Abtretung von Texas, Neumexiko, Arizona und Kali- 
fornien (1 700 000 Quadratkilometer, soviel, wie Deutschland, Frank- 
reich und Österreich zusammengenommen) endete. Seitdem war der 
Landhunger der Sklavenbarone eine Zeitlang gestillt. Doch nun 
entwickelte sich immer heftiger der innere Gegensatz zwischen ihnen 
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und den Bauern, Arbeitern und industriellen Kapitalisten des Nor- 
dens. Das Handels- und Geldkapital stellte sich auf Seite des 
Südens. 

Die Südstaatler verfügten über eine geringere Bevölkerung 
als der Norden, 12 gegen 19 Millionen. Sie verfügten über fast gar 
keine Großindustrie. Aber das Offizierkorps der kleinen amerika- 
nischen Armee bestand hauptsächlich aus Anhängern des Südens 
So hofften sie durch die Gewalt der Waffen zu siegen Sie begannen 
1861 den Bürgerkrieg, um sich als selbständige Sklavenhalterrepublik 
zu konstituieren. 

Indes hatten sie falsch gerechnet. Wohl zeigten sie sich lange 
in den Waffen überlegen, schließlich aber brachen sie zusammen vor 
den demokratischen Massen und der Industrie des Nordens. 

Damit war das Element lahmgelegt, das die Tendenzen der Er- 
oberungspolitik in den Vereinigten Staaten vertreten hatte. Doch 
gerade der Bürgerkrieg machte ein anderes Element groß, das, so- 
bald es erstarkt genug war, abermals Eroberungstendenzen hervor- 
rief. 

5. Der amerikanische Imperialismus. 

im Zeitalter der Geldwirtschaft führt jeder' Krieg zum Ansam- 
meln großer Geldmittel in den Händen Einzelner, der Kriegsgewinner. 
Und im Zeitalter der Großindustrie fördert jeder Krieg durch seinen 
Massenbedarf die Massenproduktion, also die kapitalistische In- 
dustrie. Wie verheerend er auch auf das allgemeine Wirtschafts- 
leben wirken mag, bestimmte Kapitalistenschichten erstarken 
durch ihn. 

So hat auch der Sezessionskrieg von 1861 bis 1865 dem Geld- 
kapital wie dem industriellen Kapital in den Vereinigten Staaten 
einen mächtigen Anstoß gegeben. In gewaltigen Sprüngen bewegten 
sie sich von da an vorwärts, um so eher, als von nun an sie und 
nicht die Agrarier des Südens die Staatspolitik bestimmten. 

Rasch verwandelten sie sich jetzt aus einem Agrarland in ein 
Industrieland. Man zählte in der Union Erwerbstätige: 





1870 


1910 


Landwirtschaft .... 


5 949 000 


12 659 000 


Industrie 


2 678 000 


11624 000 


Handel und Verkehr . . . 


1 244 000 


6 252 000 


Pers. Dienstleistungen . . 


2 264 000 


3 772 000 




372 000 


3 860 000 


Zusammen 


12 507 000 


38 167 000 


Gesamtbevölkerung . . . 


38 558 000 


91 972 000 



Die Landwirtschaft umfaßte also 1870 fast noch die Hälfte der 
Erwerbstätigen, 1910 nicht mehr ein ganzes Drittel. 

Die neue Großindustrie wurde ökonomisch, wenn auch nicht 
immer technisch, die vorgeschrittenste der Welt. Sie hat zuerst die 
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ienigen Formen entwickelt, die wir heute als die des Finanzkapitals 
bezeichnen. Konnte man zu Marx' iZeit die höchsten Formen des 
Kapitalismus am ehesten in England studieren, so in den letzten 
Jahrzehnten in den Vereinigten Staaten. 

Daß sie die alten kapitalistischen Länder Europas überholten, 
ist zum Teil ihrer Politik zuzuschreiben, die sie von Kriegsrüstun- 
gen und Kriegen fernhielt. Ungeheure Summen wendete Europa für 
solche Zwecke unproduktiv auf, Amerika konnte entsprechende 
Summen als neues produktives Kapital akkumulieren. Dabei stieg, 
wie wir schon gesehen, infolge der Demokratie, des Fehlens von 
Steuerdruck und Kriegsdienst rasch die Einwanderung energischer 
Arbeiter, die Europa ausbildete und die ihre Arbeitskraft dem ameri- 
kanischen Kapital zur Verfügung stellten. Von 1820 bis 1870 be- 
trug die Gesamtzahl der Einwanderer rund 8 Millionen, von 1870 
bis 1913 rund 23 Millionen. Seit 1905 durchschnittlich fast eine Mil- 
lion jährlich (1913 1 198 000). 

Doch die amerikanischen Bedingungen begünstigten nicht nur 
das rascheste Anwachsen des Kapitalismus, sondern auch die Bildung 
seiner modernsten Formen, des Aktienwesens, der Trusts, der Ver- 
einigung von Industrie- und Bankkapital. 

In keinem Lande der Welt hat das Eisenbahnwesen sich so 
rapid entwickelt, wie in den Vereinigten Staaten.' Die Eisenbahnen 
ganz Europas, das 450 Millionen Einwohner zählt, hatten 1912 eine 
Länge von 342 600 Kilometer; die Vereinigten Staaten mit 92 Mil- 
lionen Einwohner besaßen damals 403 000 Kilometer Eisenbahnen. 
Und diese waren sämtlich Privatbahnen, im Besitz von Aktiengesell- 
schaften, während die großen Militärmonarchien Europas, Deutsch- 
land, Rußland, Österreich, die allein über die Hälfte des europäischen 
Eisenbahnnetzes verfügen (1912 170 700 Kilometer), seit dem Ende 
der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts aus militärischen Grün- 
den die Verstaatlichung der Eisenbahnen energisch in die Hand ge- 
nommen haben. Die Vereinigten Staaten kannten keine militä- 
rischen Rücksichten und besaßen keine Militärgewalt, die es ver- 
mocht hätte, ein so ausgiebiges Ausbeutungsgebiet dem privaten Ka- 
pital zu entreißen. Schon dadurch hat das Aktienwesen, der Aktien- 
handel und damit das Geldkapital in den Vereinigten Staaten rascher 
an Bedeutung gewonnen als in Europa. 

Die Unternehmerverbände wieder, die im Trust ihren Gipfel- 
punkt finden, wurden in den Vereinigten Staaten dadurch gefördert, 
daß dort der Bergbau ökonomisch eine außerordentlich hohe Rolle 
spielt, gerade der Industriezweig, der die Monopolisierung durch 
einen Verband der Produzenten am ehesten gestattet. 

Sie haben die größte Kohlenproduktion der Welt, 1911 450 Mil- 
lionen Tonnen, England 276, Deutschland 175 Millionen. Die größte 
Eisenerzgewinnung, 1912 60,4 Millionen Tonnen, Deutschland 32,7 
Millionen, Frankreich 18,5 Millionen. Auch in der Gewinnung von 
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Blei stehen sie an der Spitze — 1912 387 000 Tonnen, Deutschland 
100 000, Spanien 187 000. 

Vor allem aber überragt die Union alle andern Staaten in der 
Produktion von Petroleum und Kupfer. Von der Petroleumproduk- 
tion der Welt (47 Millionen Tonnen) entfallen rund drei Fünftel (29 
Millionen) auf die Vereinigten Staaten. Von den 900 000 Tonnen 
Kupfer, die die Welt vor dem Kriege jährlich erzeugte, stammten 
zwei Drittel aus der Union (1912 567 000 Tonnen). 

Alles das begünstigte die Monopolisierung der Bodenschätze 
durch die Finanzmagnaten. 

Dazu kam, daß das ungeheure Gebiet der Union mit seinen re- 
lativ hohen Arbeitslöhnen und zahlreichen wohlhabenden Bauern 
den aufnahmsfähigsten innern Markt der Welt darstellte, der seit 
dem Bürgerkrieg durch außerordentlich hohe Schutzzölle von der 
äußeren Konkurrenz abgesperrt wurde. Die Industriestaaten Eu- 
ropas sind auf Einfuhr von Nahrungsmitteln angewiesen. Da kann 
man industrielle Schutzzölle nur erreichen im Verband mit Agrar- 
zöllen, also durch Verteuerung der Lebensmittel auf Kosten der Ar- 
beiter. Wo diese stark sind, muß man sich daher entweder zum 
Freihandel bequemen oder man darf den Schutzzoll zum mindesten 
nicht allzu hoch steigern. 

Die Vereinigten Staaten fuhren dagegen als Industrieland fort, 
wenn auch in abnehmendem Maße, Lebensmittel auszuführen. Deren 
Preise wurden durch den Weltmarkt bestimmt. Unter diesen Um- 
ständen waren auch den Arbeitern Industriezölle willkommen, in 
denen sie einen Schutz ihres Arbeitslohnes zu finden glaubten. 

Der Schutzzoll fördert jedoch den Unternehmerverband. 

Aus allen diese» Gründen hat sich in Amerika das Finanz- 
kapital am frühesten entwickelt, sind aber auch dessen impe- 
rialistische Tendenzen dort am ersten zum Durchbruch gekommen, 
im Gegensatz zu der traditionellen Friedenspolitik des Landes. 

Wir haben bereits darauf hingewiesen, daß der erste impe- 
rialistische Krieg der der Vereinigten Staaten gegen Spanien 1898 
war. Sie gewannen durch ihn Portorico und die Philippinen und 
verwandelten Kuba in einen Schutzstaat. Die Hauptabsicht war 
dabei die Beherrschung des Stillen Ozeans, der ein amerikanisches 
Meer werden und dessen westliche Küste mit China von den Ver- 
einigten Staaten ebenso beherrscht werden sollte wie die östliche. 
Dazu sollten die Philippinen einen Stützpunkt gewähren, dazu wurden 
schon 1897 die Sandwichinseln annektiert und 1899 die Samoainseln 
mit Deutschland geteilt. Kuba und Portorico wieder waren wichtig, 
weil sie den Zugang zu dem damals geplanten Panamakanal (oder 
Nikaraguakanal) beherrschten, der es erst ermöglichte, daß die Ver- 
einigten Staaten ihre volle Kraft, die überwiegend im Osten ihres 
Gebiets liegt, jederzeit im Stillen Ozean entfalten konnten. Diesem 
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Zwecke diente auch 1904 die verschleierte Eroberung Panamas, 
die dem Wiederbeginn der Arbeiten am dortigen Kanal vorausging 

Indessen, wenn die Amerikaner die ersten waren, die zeigten, 
wie der Imperialismus mit der Epoche des Finanzkapitals zusammen- 
hängt, so waren sie auch wieder die ersten, die zeigten, daß der Im- 
perialismus nicht eine unentrinnbare Notwendigkeit ist, auch nicht 
anter dem Kapitalismus. Er ist es ebenso wenig als die industrielle 
Ausbeutung kleiner Kinder oder die stete Ausdehnung der Arbeits- 
zeit. Er ist wie diese eine bloße Tendenz, die in starken ökono- 
mischen Interessen wurzelt, die jedoch überwindbar ist, wenn sie 
auf genügend kräftigen Widerstand stößt. 

Und den fand der Imperialismus in den Vereinigten Staaten. 
Schon den Spanischen Krieg hätte ihre Finanzaristokratie kaum 
durchgesetzt, wenn er nicht neben seiner imperialistischen eine demo- 
kratische Seite gehabt hätte. Ging er doch aus von Freiheits- 
kämpfen auf Kuba und den Philippinen gegen unerträgliche spanische 
Kolonialtyrannei. 

Dieser Krieg stellte aber an die arbeitenden Klassen der Union 
noch keine großen Anforderungen. Er störte nicht das wirtschaft- 
liche Leben, dauerte nur einige Monate (die Feindseligkeiten began- 
nen am 21. April und endeten 13. August 1898), Er erheischte nicht 
das Aufstellen einer großen Armee, neben 57 000 Mann regulärer 
Truppen wurden 220 000 Freiwillige und Milizen aufgeboten, bei 
einer Bevölkerung von 73 Millionen, während z. B. das deutsche 
stehende Heer im Frieden 1914 800 000 Köpfe zählte, bei einer Be- 
völkerung von 68 Millionen. Die Staatsschuld der Vereinigten Staa- 
ten wuchs durch den Krieg von 847 Millionen Dollars im Jahre 1898 
auf 1046 Millionen 1899, also um rund 200 Millionen (800 Millionen 
Mark). Die jährliche Verzinsung der Staatsschuld, die 1898 34 Mil- 
lionen erheischt hatte, hob sich 1899 auf 40 Millionen. Bereits 
1900 begann die Staatsschuld wieder abzunehmen, auf 1,023 Mil- 
lionen, und die Verzinsung sank noch rascher, unter den Stand vor 
dem Kriege, auf 33 Millionen, da 5- und 4prozentige Papiere durch 
2prozentige ersetzt wurden. 

Gegen einen so billigen Krieg hatten diejenigen, die nicht grund- 
sätzliche Pazifisten waren, nicht viel einzuwenden. 

Doch in diesem Stadium verblieb der Imperialismus nicht. Je 
weiter er sich entwickelte, desto größer die Gefahr, in einen Krieg 
mit einer oder gar mit mehreren militärischen Großmächten ver- 
wickelt zu werden, desto stärker mußte man schon im Frieden dazu 
rüsten. 

Obwohl die Vereinigten Staaten sich am Wettrüsten nicht be- 
teiligten, ihre Armee 1914 nur 100 000 Mann umfaßte, stiegen doch 
ihre Ausgaben für Heer und Marine rapid. Sie betrugen in Millionec 
Dollars: 
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Heer 


Marine 


Zusammen 


1877 


37 


15 


52 


1887 


39 


15 


54 


1897 


49 


35 


84 


1907 


123 


97 


220 


1914 


174 


140 


314 



Eine ganz langsame Steigerung von 1877 bis 1897. Von da an 
ein rapides Wachstum. Wie sollte das erst werden, wenn man in 
das Wettrüsten eintrat, oder gar in einen Weltkrieg gegen eine 
Koalition hineingezogen wurde! 

So stieg die Gegnerschaft gegen den Imperialismus immer mehr 
im amerikanischen Volke. Auf der andern Seite hing das amerika- 
nische Finanzkapital weniger zäh an ihm, als das der europäischen 
Militärmächte. Für die amerikanische Schwerindustrie spielten eine 
viel größere Rolle die Eisenbahnbauten als die Kriegsrüstungen 
Es betrug die Roheisengewinnung in Millionen Tonnen in 

1902 1912 Zunahme 
Deutschland . ... 8,5 17,6 9.1 
den Vereinigten Staaten . 18,1 30,2 12,1 
Die absolute Zunahme war also in Deutschland fast ebenso groß 
wie in Amerika. Das Eisenbahnnetz aber umfaßte in Kilometern in 

1902 1912 Zunahme 

Deutschland 53 000 63 000 10 000 

den Vereinigten Staaten . . 323 000 402 000 79 000 
Die Zunahme des Eisenbahnnetzes war also in den Vereinigten 
Staaten achtmal so groß wie in Deutschland. 

An Kriegsrüstungen ist demnach das amerikanische Finanz 
kapital keineswegs so stark interessiert, wie das deutsche. E* 
neigte zu ihnen um so weniger, als es bei dem demokratischen Cha- 
rakter des Staates befürchten mußte, daß es die Kosten der Rüstun- 
gen in Gestalt von Einkommensteuern selbst bezahlen mußte. Die 
amerikanischen Kapitalisten konnten sich mit dem Gedanken der 
Abrüstung um so eher befreunden, als ihr ökonomisches Übergewicht 
gerade durch das Fehlen von Kriegsrüstungen und Krieg so groß 
geworden war, daß es im Bunde mit der geographischen Lage ihre» 
Landes ausreichte, ihnen in Mexiko und im südlichen Amerika sowie 
in China die günstigste Position unter der Herrschaft des Prinzips 
der offenen Tür zu sichern. Die Eroberungspolitik trat in Amerika 
wieder zurück, und in den Vordergrund trat die der offenen Tür in 
China und die des näheren vertraglichen Zusammenschlusses der 
amerikanischen Staaten untereinander, die panamerikanische Idee, 
als Erweiterung der Monroedoktrin, nicht als Versuch, Amerika von 
Europa abzutrennen, sondern im Gegenteil, im Zusammenhang mit ' 
Versuchen, die Liga der Nationen über den amerikanischen Kontinent 
hinaus nach Europa auszudehnen. Daß diese Methode auf dem bil- 
ligsten Wege weit größere Profite versprach, als die der imperia 
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listischen Gewaltanwendung, erkannten die Kapitalisten Amerikas 
um so leichter, als sie im Gegensatz zu den früheren amerikanischen 
Eroberungspolitikern keine Don Quixotes sind, sondern sehr nüch- 
terne Rechner ohne jegliche feudale Anwandlungen, die in der Po- 
litik der besitzenden Klassen Europas noch eine große Rolle spielen. 
Diese Wandlung trat zutage bei den Präsidentenwahlen. In der 
Partei der Republikaner überwogen die Imperialisten. Sie war es, 
deren Kandidaten, Mc. Kinley, dann Roosevelt, schließlich Taft, im 
ersten Jahrzehnt der imperialistischen Ära gewählt wurden, von 
1896 bis 1908, im Gegensatz zu der mehr kleinbürgerlich-bäuerlichen 
und pazifistischen Partei der Demokraten. Diese hatten 1892 noch 
ihren Kandidaten, Cleveland, durchgebracht, mit einer Mehrheit 
von 364 000 Stimmen. Dagegen erreichten die Republikaner 1896 
568 000, 1900 861 000 und 1904 gar 2 544 000 Stimmen Mehrheit. Das 
war ihr Höhepunkt. 1908 ging ihre Mehrheit auf die Hälfte herunter, 
auf 1 270 000 Stimmen. Und 1912 wurden sie von den Demokraten 
geschlagen. Die Stimmenzahlen dieses Jahres lassen sich mit den 
vorhergehenden nicht gut vergleichen, weil die Parteiverhältnisse 
stark gewandelt waren. Die Republikaner hatten sich gespalten, 
ihr radikaler linker Flügel bildete eine eigene Partei, die Pro- 
gressisten. Dabei verdoppelten die Sozialisten ihre Stimmenzahl 
von 435 000 auf 926 000. Der siegreiche Kandidat der demokratischen 
Partei endlich gehörte ihrem linken Flügel an — allenthalben waren 
es die radikaleren Elemente, die in den Vordergrund traten. 

Woodrow Wilson wurde als Gegner des Imperialismus und des 
Finanzkapitals gewählt. Natürlich nicht als Gegner des Kapitalis- 
mus, nicht als Sozialist. Er steht fest auf bürgerlichem Boden, und 
wer auf diesem steht, muß den Kapitalismus als die einzige heute 
außerhalb des Sozialismus mögliche Produktionsweise anerkennen. 
Er muß sich daher mit dem Finanzkapital abfinden, der höchsten 
Form des Kapitalismus, deren Aufhebung ein ökonomischer Rück- 
schritt wäre, wenn sie nicht in der Richtung des Sozialismus er- 
folgte. 

Auch Wilson mußte das Finanzkapital fortbestehen lassen. 
Aber eine Klasse bestehen lassen, heißt nicht, sich ihr beugen. Die 
Kapitalisten Englands haben den Großgrundbesitz bestehen lassen, 
aber das besagt keineswegs, daß sie nach 1846 agrarische Politik 
machten. Und so machte auch Wilson antiimperialistische Politik, 
im Einklang mit der großen Mehrheit seines Landes, das ihn 1916 
wiederwählte, und im Einklang mit den Traditionen seines Landes, 
dessen Eigenart die Politik Wilsons vollkommen entsprach. 

6. Die Einkreisung Deutschlands. 

Hat man die Eigenart der amerikanischen traditionellen Politik 
erkannt, dann ist es nicht schwer, die Politik Wilsons im jetzigen 
Kriege zu begreifen, dann erscheint sie auch im ganzen und großen, 
trotz einzelner Schwankungen, völlig konsequent. Man erkennt dann 
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aber auch, daß man bei ihrer Erklärung mit dem Schlagwort der 
imperialistischen Politik nicht weit kommt. 

Indes nicht nur der Eintritt Amerikas in den Weltkrieg, sondern 
auch dieser selbst wird mit dem Imperialismus allein nicht erklärt. 
Nicht nur in Amerika, sondern auch in Frankreich und England war 
die Kraft der imperialistischen Tendenzen in den letzten Jahren. vor 
dem Krieg im Rückgang begriffen. Am 1. Januar 1914 erklärte 
Lloyd-George einem Interviewer, überall in Westeuropa bestehe 
eine Reaktion gegen den „organisierten Wahnsinn" der Rüstungs- 
vermehrungen. Bei den französischen Kammerwahlen im Mai 1914 
errangen die Friedensfreunde, ihnen voran die Sozialisten, große Er- 
folge, indes die imperialistischen Elemente stark zurückgingen. Das 
Ergebnis war am 13. Juni die Einsetzung eines radikalen Kabinetts, 
dem unter anderen Malvy als Minister des Innern angehörte: eines 
Kabinetts, zu dessen Friedensliebe die französischen Sozialisten, 
auch Jaures, vollstes Vertrauen hatten. 

Das hervorstechendste Merkmal des Weltkriegs ist die Ein- 
kreisung Deutschlands. Woher rührte sie? Hier liegt das Problem 
der Ursache des Weltkriegs. Der Imperialismus an sich sagt uns 
über die Einkreisung gar nichts. Er hatte die verschiedensten 
Staaten in Gegensatz zueinander gebracht. Die Zeit des Höhe- 
punktes des Imperialismus in Frankreich und England wird bezeich- 
net durch Englands Gegensatz gegen Frankreich und Rußland, nicht 
gegen Deutschland. Und ökonomisch der gefährlichste Konkurrent 
für England wurden immer mehr die Vereinigten Staaten. Woher 
also mit einem Male der allgemeine Gegensatz gegen Deutschland? 

Man erklärt ihn durch den dämonischen Einfluß Edwards VII. 
von England, der 1901 den Thron bestieg. Aber er starb 1910, vier 
Jahre vor dem Weltkrieg, und die Einkreisung ging nun erst recht 
weiter. Und welchen Grund hatte Eduard, Deutschland von vorn- 
herein feindseliger gegenüberzustehen als Rußland und Frankreich? 
Die Erinnerungen an die Freuden, die er als Kronprinz in Paris ge- 
nossen, können unmöglich als ausreichendes Motiv für eine so weit- 
tragende Weltpolitik betrachtet werden. 

Näher liegt ein anderes Motiv. Der Imperialismus Deutschlands 
hatte sich zunächst auf die Kolonialpolitik geworfen. Er hatte über- 
seeische Gebiete besetzt, die noch keinen Herrn gefunden hatten. 
Das unterschied ihn nicht von andern Mächten und erregte um so 
weniger allgemeine Eifersucht, als die deutschen Kolonien im Verhält- 
nis zu anderen wenig begehrt waren. 

Da aber betrat der deutsche Imperialismus plötzlich eine ganz 
neue Bahn. Zu der überseeischen gesellte er eine kontinentale Aus- 
dehnungspolitik und erschien als der Beschützer aller Mohamme- 
daner. Gleichzeitig wurde der Bau der Bagdadbahn von einer deut- 
schen Gesellschaft in Angriff genommen. Dadurch fühlten sich die 
Großmächte bedroht, die über Mohammedaner geboten, die Fran- 
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tosen in Algier und Tunis sowie in Marokko, nach dem sie schielten, 
die Russen im östlichen Kaukasus und in Zentralasien, die Engländer 
in Ostindien und Ägypten. Wenn der größten Militärmacht der Welt 
der Weg durch die Türkei und Persien frei stand, war ihr der Weg 
nach Indien ebenso eröffnet, wie nach den Gebieten um das Kaspi- 
sche Meer herum. 

So vergaßen die Staatsmänner Englands die bisherige Feindselig- 
keit gegen Frankreich und Rußland und umgekehrt, und sie fanden 
»ich in gemeinsamer Gegnerschaft gegen Deutschland. 

Doch dieser Gegensatz wäre auf die Imperialisten beschränkt 
geblieben. Und die allein vermochten kein Land mehr in einen Krieg 
hineinzuziehen ohne Mitwirkung der arbeitenden Klassen. Diese sind 
in allen modernen Staaten so stark geworden, daß keine Staatsmacht 
im Gegensatz zu ihnen Krieg führen kann. 

Wir haben schon darauf hingewiesen, wie der Krieg Amerikas 
£egen Spanien 1898 nur möglich wurde dadurch, daß er als eine Unter. 
Stützung des Freiheitskampfes der Kubaner und Philippiner erschien 
Ebenso konnten die Imperialisten Englands 1899 den Krieg gegen die 
Buren der Mehrheit des englischen Volkes nur schmackhaft machen 
dadurch, daß er als ein Kampf um Erweiterung des engherzigen 
Wahlrechts der Burenrepubliken begann. Konflikte, die rein impe- 
rialistisch waren, wie der Faschodafall zwischen Frankreich und 
England 1898 und die deutsch-französischen Gegensätze wegen 
Marokkos 1905 und 1911 wurden durch den Widerstand der arbeiten 
den Klassen verhindert, in Kriege zu münden. 

Die Demokratie der Welt wurde gegen Deutschland in steigen 
dem Maße gereizt dadurch, daß sie ihm die Schuld an dem Wettrüsten 
gab, das in der imperialistischen Ära die Völker immer mehr be 
drückte und für sich allein zu einer Kriegsursache zu werden drohte 
Den Anfang sah man in der deutschen Flottenvorlage von 1897. 

Ob diese Beschuldigungen berechtigt waren oder nicht, wollen 
wir hier nicht untersuchen. Wir wollen nur erklären, nicht urteilen 
Sicher ist, daß Deutschland das Wettrüsten länger aushalten konnte, 
da einer seiner Rivalen. Rußland drohte aus Mangel an ökonomi- 
schen Mitteln bald der Faden auszugehen; Frankreichs Bevölkerungs- 
zuwachs blieb immer mehr hinter dem Deutschlands zurück. Frank- 
reich zählte 1891 38,4 Millionen und 1911 39,6 Millionen Einwohner, 
Zunahme 1,2 Millionen, das Deutsche Reich dagegen 1891 49,8 und 
1911 65,4 Millionen Menschen, Zunahme 15,6 Millionen. In England 
endlich wurden die herrschenden Klassen durch Teuerung und wach, 
sende Rüstungsausgaben immer mehr vor die Alternative gestellt, 
entweder sich selbst enorm zu belasten und so gerade den Zweck 
des Imperialismus nach Erhöhung des Profits zu vereiteln, oder die 
Arbeiterschaft durch wachsenden Notstand zu Revolten zu treiben 
Fn der Tat wuchsen in den Jahren vor dem Kriege die Massenstreiks 
in England sehr an und bekamen mitunter sehr gewalttätigen Cha 
rakter 
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Von alledem fürchtete man in Deutschland nichts. 

Während sich so die Imperialisten der Welt immer mehr gegen 
Deutschland zusammenschlössen, sah auch die nach internationaler 
Verständigung und Abrüstung verlangende Demokratie der Welt, die 
proletarische wie die bürgerliche, immer mehr in Deutschland das 
Hindernis der Verständigung und Abrüstung. 

In dieser Stimmung kam es zum Weltkrieg. Er hat nicht nur 
eine imperialistische, sondern auch eine demokratische Seite, und 
an diese knüpft Wilson an. 

Über seine und des amerikanischen Volkes leitende Gedanken- 
gänge während des Krieges lassen wir Bonn berichten, der Wilson 
sehr kritisch und als deutscher Patriot gegenübersteht. Er sagt: 

„Der Ausbruch des großen Krieges war natürlich ein schwerer 
Schlag für die amerikanische Politik. Er zeigte deutlicher, als es die schärf- 
sten Argumente gekonnt hätten, daß das Schwert einstweilen noch stärker 
war als der Geist. Er schien in den Augen der Friedensfanatiker geradezu 
eine Herausforderung der Friedensideen. In den Köpfen der großen Mengt 
setzte sich sehr bald die Meinung fest, daß der Friede hätte gewahrt wer 
den können, wenn Deutschland die Anregungen Englands angenommen 
hätte und seinen Einfluß für die Erledigung des österreichisch-serbisches 
und des russisch-österreichischen Konfliktes vor einem Schiedsgericht ein 
gesetzt hätte. Dieser Eindruck wurde durch den Einmarsch in Belgien ver- 
schärft. Wenn internationale Konflikte nicht durch das Schwert, sondern 
durch Schiedsgericht und Urteilsspruch ausgetragen werden sollen, so ist 
eine Voraussetzung nötig. Es müssen Verträge abgeschlossen werden, die 
diese internationale Regelung vorsehen. Das ist nur möglich, wenn die Ge- 
wißheit besteht, daß solche Verträge unter allen Umständen von allen un- 
verbrüchlich gehalten werden. Der deutsche Einmarsch in Belgien er- 
schütterte in der Meinung weiter Kreise den Glauben an die Sicherheit 
und den ungefährdeten Bestand der eingegangenen internationalen Rechts 
Verträge . . . 

Durch den Einmarsch in Belgien habe Deutschland ein Selbsthilfe 
recht des einzelnen Staates verkündet, das das Zusammenleben der Staaten- 
gemeinschaft in jeder Form erschüttere. Es gefährde so die Sicherheit aller 
Völker und die Amerikas im besonderen . . . 

Der Zusammenbruch des internationalen Seerechts durch die Ver- 
letzung der Alliierten und später durch den deutschen Unterseebootskrieg 
scheine klar und deutlich zu beweisen, daß das ganze System der inter- 
nationalen Verträge und des bestehenden internationalen Rechts in seinen 
Grundlagen zusammengebrochen sei. Die Verbreiterung dieses Systems sei 
das Hauptziel der amerikanischen Politik gewesen. Sein Zusammenbruch 
stelle die Vereinigten Staaten vor neue Fragen. Denn der Verlauf des 
Krieges habe deutlich genug gezeigt, daß man sich auf die Gunst der 
geographischen Lage als Mittel völliger Isolierung .nicht länger verlassen 
könne. Wenn die Vereinigten Staaten in Zukunft sich ausreichender natio- 
naler Sicherheit erfreuen wollten, wie sie das in der Vergangenheit getan 
hätten, ohne die Last schwerer Rüstungen auf sich zu nehmen, so müsse 
anstelle der geographisch-technischen Sicherheit die politisch-rechtliche 
treten." (S. 29—33.) 

Die Sympathien der Amerikaner neigten daher von Beginn 

des Kriegs zu der Entente, und diese Sympathien wuchsen in seinem 

Verlauf. Trotzdem wünschten sie in ihrer Mehrheit den Frieden und 

mit ihnen wünschte ihn Wilson. 
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Wenn er zum Krieg überging, so bedeutete das nicht eine Kapi- 
tulation vor den Finanzmagnaten. 

„Wilson hatte vor seiner Wiederwahl allerdings nicht gewagt, rück- 
sichtslos gegen diese Kreise vorzugehen. Nach derselben war die Zeit der 
Schonung vorüber. Er hat sie dann auch nach der Kriegserklärung in einer 
Weise geschröpft, daß den amerikanischen Kriegsgewinnlern die Zeit der 
amerikanischen Neutralität als goldenes Zeitalter erscheinen mußte. 

Infolge der Festsetzung niedriger Preise durch die Regierung ist 
z. B. der eigentliche Gewinn des Stahltrusts von 343 Millionen Dollars auf 
304 Millionen gesunken, obwohl die Einnahmen von 1084 Millionen auf 
1231 Millionen gestiegen sind." (S. 16.) 

Noch am 22. Januar 1917 entwickelte Wilson seine Friedens- 
vorschläge. 

„Knapp zehn Tage hat das Wilsonsche Friedensprogramm in der 
Welt zur Diskussion gestanden. Dann folgte die Wiederaufnahme des un- 
eingeschränkten Unterseebootkriegs, der Abbruch der diplomatischen Be- 
ziehungen und zwei Monate darauf die amerikanische Kriegserklärung . . . 

Wilson hatte sich in der Frage des uneingeschränkten Unterseeboot- 
krieges so festgelegt, daß die Wiederaufnahme desselben zum mindesten 
zum Abbruch der diplomatischen Beziehungen führen mußte ... . 

Dieser Umschwung ist dann durch zwei Ereignisse vollendet worden. 
Das eine war die Aufdeckung der mexikanischen Politik des Staats- 
sekretärs Zimmermann, der Mexiko im Falle des Krieges mit den Ver- 
einigten Staaten ein Bündnis angetragen und ihm dafür drei amerikanische 
Bundesstaaten versprochen hatte. Dieses Anerbieten schien zu zeigen, daß 
Deutschland nicht gewillt war, die Prinzipien zu beachten, daß Völker nicht 
ohne ihren Willen verschenkt werden können. Deutschland hatte zwar 
diesen Prinzipien ausdrücklich seine Zustimmung erteilt, es war aber trotz- 
dem bereit, fast 414 Millionen amerikanischer Bürger, darunter viele 
Tausend deutscher Abstammung, der mexikanischen Anarchie auszuliefern. 
Das schien außerdem zu beweisen, daß Deutschland ein doppeltes Spiel 
gespielt hatte, als es in der vertraulichsten Weise mit den Vereinigten 
Staaten über den Frieden verhandelte und dabei gleichzeitig sich auf einen 
Krieg gegen sie rüstete. Wie konnte man hoffen, daß eine Nation einen 
Friedensvertrag halten werde, wenn ihre Staatsmänner eine derartig doppel- 
züngige Politik treiben durften? 

Das zweite Ereignis war die russische Revolution. Sie erfüllte nicht 
nur das amerikanische Volk mit lauter Begeisterung, weil jetzt endlich der 
Despotismus der Alten Welt zusammengebrochen war, Sie brachte auch 
eine grundlegende Änderung der militärischen Lage. Es war leicht möglich, 
daß der Krieg nicht durch einen Frieden ohne Sieger beendet werden 
würde und daß dann die Welt auch in Zukunft in einander bekämpfenden 
Gruppen zerrissen sein würde. Das Gespenst eines gewaltigen Mittel- 
europa tauchte auf, das, von Berlin bis Bagdad reichend, den waffen- 
mächtigsten Militärbund darstellen würde, den die Welt je gesehen hat. 
Dieser Militärbund, der auf Eroberungslust begründet schien, konnte eine 
Bedrohung Amerikas bringen. War es unter diesen Umständen nicht 
besser, der drohenden Gefahr entgegenzutreten, solange man das im Bund 
mit anderen waffenmächtigen Alliierten tun konnte, statt zu warten, bis 
Deutschland England geknechtet hatte und sich dann über das Weltmeer 
nach neuen Betätigungsgelegenheiten umtat? 

Das Meer gewährte keine Sicherheit mehr. Das internationale System 
der Verträge war gebrochen. Der Präsident hatte den Gedanken eines 
Dauerfriedens ohne gewaltige Rüstungen nicht aufgegeben. Ein solcher 
war aber unmöglich, wenn ein deutscher Sieg auf allen Fronten Deutsch- 
land einen solchen Machtzuwachs gewährte, daß es die Weltherrschaft 
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erstreben konnte Er nahm am Kriege teil, um das zu verhindern. Der 
Krieg war für ihn ein Präventivkrieg. 

Amerika hatte kein Interesse an einer deutschen Niederlage, da eine 
solche eine gefährliche Stärkung des alliierten Militarismus bedeutet hätte. 
Eine solche war aber auch nach der russischen Revolution nicht eben 
wahrscheinlich. Amerika sprang ein, um das gestörte militärische Gleich- 
gewicht wieder herzustellen -und einen ,, gerechten" Frieden zu erzwingen. 
Da es als kriegführende Macht von der Friedenskonferenz nicht ausge- 
schlossen werden konnte und keine eigenen materiellen Interessen auf 
dem Spiele stehen hatte, so konnte Wilson hoffen, den Dauerfrieden, den 
er durch seine Vermittlung nicht hätte herbeiführen können, durch 
Teilnahme am Krieg zu erzwingen." (S. 40 — 51.) 

Diese Auffassung der Entwicklung des Wilsonschen und über- 
haupt des amerikanischen Denkens während des Kriegs erscheint 
sehr plausibel. Sie entspricht der tradionellen Denkweise Amerikas, 
deren geschichtliche Begründung wir in den vorhergehenden Artikeln 
skizziert haben. 

Erweist sich aber diese Auffassung als richtig, dann ist es klar, 
daß von den Regierungen der Entente die amerikanische diejenige 
ist, die am ehesten geneigt sein wird, den Mittelmächten einen ge- 
rechten", ja einen „ehrenvollen" Frieden zu gewähren. Und ebenso 
hatten die letzten Ereignisse des Kriegs gezeigt, daß die Entente 
keine Aussicht hatte, zu siegen, ohne amerikanische Hilfe. Soweit 
der Frieden von den Regierungen, nicht von den Völkern zu kommen 
vermochte, konnte ihn am ehesten die amerikanische bringen. Nicht 
Lloyd-George, nicht Clemenceau, sondern Wilson. Die Friedens- 
bedingungen, die er aufstellte, liefen im Grunde auf das Verlangen 
hinaus, Deutschland solle ein demokratischer Staat werden. 

7. Demokratie und Abrüstung. 

Bonn erkennt, daß Amerika kein Interesse an Verschiebungen 
der Landesgrenzen hat, und daß Wilson die Forderungen seiner Ver- 
bündeten in dieser Beziehung nur insoweit interessieren, als sie mit 
den Forderungen der Demokratie zusammenhängen. 

„Der Hinweis z. B., daß 88 Prozent der Elsässer Deutsche sind, 
interessiert ihn nicht. Was er wissen will, ist, ob die elsässische Bevölke- 
rung ohne Rücksicht auf ihre ethnographische Zusammensetzung bei 
Deutschland bleiben will oder nicht. Mißtraute er nicht der deutschen 
Politik überhaupt, so wäre der Beschluß des auf demokratischer Basis 
gewählten Landtags für ihn weit überzeugender, als die glänzendste 
historisch-philosophische Untersuchung . . . Ob Letten oder Esten bei 
Rußland bleiben oder zu Deutschland kommen, ist dem Amerikaner an und 
für sich sachlich einerlei. Die Lösung dieser Frage interessiert ihn nur so 
weit, als er aus ihr ersehen kann, ob Deutschland unter dem Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker das Recht der Mehrheiten oder die Vorrechte 
einer privilegierten Minderheit versteht." (S. 62, 63,) 

Die Demokratisierung des Auslandes aber interessiert den 
Amerikaner nicht aus sentimentalen Gründen, sondern vor allem des- 
wegen, weil er von ihr die Vorbedingung und sicherste Grundlegung 
des Völkerbundes, der internationalen Schiedsgerichte und der allge- 
meinen Abrüstung sieht. 
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„in semer Erbitterung über die Zimmermannsche Mexikopolitik 
Jährte Wilson aus, ein Völkerbund sei nur als Vereinigung der dcmokrati 
«chen Nationen denkbar, da autokratische Regierungen die gemachtes 
Abmachungen nicht einhielten. Eine Demokratisierung Deutschlands «ei 
daher nötig, um Deutschland den Beitritt zu diesem Bunde zu sichern und 
Bürgschaft für die Innehaltung von Verträgen zu gewinnen." (S. 80.) 

Gegen diese Auffassung wendete sich Bonn, er nannte sie „naiv' 
(S. 54), er meinte, diese Forderung bedeute das Aufgeben „der 
historisch-politischen Eigenart der Völker", eine „Normalisierung 
der politischen Welt nach amerikanischem Muster", eine unberecb 
tigte Einmischung des Auslands in die inneren Angelegenheiten 
Deutschlands. (S. 82.) 

Indessen wurde auch in Deutschland selbst die Forderung der 
Demokratisierung gestellt und große Teile des deutschen Volke» 
sahen im Mangel an Demokratie nicht eine „historisch - politische 
Eigenart" ihres Landes, an der sie zu hängen hätten. Daß eine 
wirkliche Demokratisierung eines Landes nicht von außen aufgc 
zwungen werden kann, wenn nicht große Volksmassen im Staate 
sie selbst fordern, ist unbestreitbar, schon deswegen, weil eine De 
mokratisierung nicht bloß in dem Bestehen demokratischer Formen, 
sondern auch in ihrer tatkräftigen Handhabung und Ausnutzung 
durch die Volksmassen besteht. 

Nun gibt aber freilich die Demokratie an sich noch keine 
Bürgschaft für die Friedensliebe der Bevölkerung und des Staates 
Wir Maxisten sind ja nicht Demokraten in dem Sinne, daß wir in 
der Demokratie ein Universalheilmittel für alle Schäden und Ge 
brechen der Gesellschaft sehen. Die Demokratie selbst ist ebenso 
wie etwa der Staat oder die Genossenschaft eine Form, die sehr 
verschiedenen Inhalt haben und zu verschiedenen Zeiten und in ver 
schiedenen Ländern etwas sehr Verschiedenes bedeuten kann, je 
nach dem Charakter und den Interessen der Klassen, die in ihr und 
durch sie zur Geltung kommen, was wieder abhängt von der ökono 
mischen Struktur der Gesellschaft. 

Man kann sich keine demokratischere Verfassung und keine 
demokratischere Bevölkerung denken, als die des Kantons Uri. Und 
doch hinderte sie ihn im Mittelalter nicht, eine sehr energische Er 
oberungs- und Plünderungspolitik zu betreiben. 

Also die Demokratie an sich schützt nicht schon absolut vor 
kriegerischer Politik. Doch bei dem geplanten Völkerbund handelt 
es sich fast nur um kapitalistisch hochentwickelte Staaten mit 
einem nicht nur zahlreichen, sondern auch kraftvollen und selb- 
ständigen industriellen Proletariat. Dieses allein ist unter demo 
kratischen Bedingungen schon eine starke Stütze aller Vereinba- 
rungen zwischen den Staaten über Abrüstungen und Schiedsgerichte 
Nach den Erfahrungen des Weltkriegs müssen seine Kräfte in dieser 
Beziehung noch verstärkt werden durch zahlreiche andere Elemente 
bis weit in die besitzenden Klassen hinein, die die Gefahren und 
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Lasten des Wettrüstens und seiner Konsequenzen jetzt schaudernd 
erfahren haben. Sie alle werden mindestens für einige Jahrzehnte 
hinaus eifrig darüber wachen, daß alle Verträge zur Erhal- 
tung des Weltfriedens und zur Minderung der Rüstungen getreu 
innegehalten werden. 

Wohl wäre es möglich, daß in den nichtproletarischen Schich- 
ten der Bevölkerung ein neues Geschlecht heranwächst, das die 
Schrecken des Krieges nicht aus eigener Anschauung kennt und 
daher wieder kriegerische Gelüste entwickelt. Aber wir dürfen 
doch erwarten, daß weit rascher die Macht des Proletariats zu 
nimmt und früher sozialistische Einrichtungen schafft, die jede 
Möglichkeit kriegerischen Konflikts von vornherein ausschließen 

Hätte vor dem Weltkrieg die bloße allseitige Demokratie nur 
als schwache Garantie des Weltfriedens gelten können, die noch 
nicht schon die allgemeine Abrüstung sichern mußte, so hat der 
Weltkrieg die Situation erheblich geändert. 

Die Demokratie gibt unter den heutigen Bedingungen den am 
Weltfrieden interessierten Klassen und Schichten der Bevölkerung 
in den entscheidenden Staaten die Übermacht schon auch dort, wo 
das Proletariat noch nicht stark genug ist, allein den Staat zu be- 
herrschen. Die Demokratie ist aber auch die unentbehrliche Vor 
Bedingung für die Durchführung der allgemeinen Abrüstung. 

Das Wettrüsten ist so alt, wie der industrielle Kapitalismus 
der fürstliche Absolutismus und die stehenden Heere. Sie kamen 
alle gleichzeitig auf und sind eng, wenn auch nicht untrennbar, mit- 
einander verbunden. Daß sie nicht untrennbar verbunden sind, zeigt 
uns die ganze große angelsächsische Welt, das britische Reich und 
die Vereinigten Staaten, die den industriellen Kapitalismus aufs 
höchste entfaltet haben, ohne Absolutismus, ohne großes stehende» 
Heer und ohne Wettrüsten zu Lande. 

Das Wettrüsten gehört, wie der Absolutismus und das große 
stehende Heer zur Eigenart des europäischen Kontinents. Kaum 
hatte es begonnen, wurde es schon als eine Last empfunden, die 
den ökonomischen Fortschritt hemmte. Waren die stehendem 
Heere anfangs noch klein, so die Produktionskräfte ebenfalls wenig 
entwickelt. Auch erkannte man schon früh in den Kriegsrüstungen 
einen Faktor, der weniger den Frieden sicherte als vielmehr selbst 
eine Kriegsursache werden konnte. 

Daher finden wir schon im 16. Jahrhundert nicht nur Kritiker 
des Wettrüstens, sondern auch schon Vorschläge, es durch einen 
Völkerbund überflüssig zu machen. Und doch mußten alle diese 
Vorschläge fromme Wünsche und bloße Träume bleiben, selbst 
wenn die Fürsten geneigt gewesen wären, sie zu akzeptieren. Keiner 
traute dem andern und durfte dem andern trauen, denn wie die 
Diplomatie waren auch die Rüstungen Staatsgeheimnis, wurden vor 
dem Ausland möglichst verborgen gehalten. Hätte man sich über 
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eine allgemeine Abrüstung geeinigt, so wäre kein Staat sicher ge 
wesen, daß der Nachbar die Vereinbarung einhielt und nicht die 
Wehrlosigkeit des gutgläubig Abrüstenden ausnutzte, um ihn mit 
überlegener Macht anzufallen. 

Ein Abkommen über allgemeine Abrüstung bietet nur dann 
Gewähr, daß es eingehalten wird, wenn alle beteiligten Staaten De- 
mokratien geworden sind, deren Wehrwesen der öffentlichen Kritik 
unterliegt und jederzeit in allen seinen Einzelheiten von den Ver- 
tretern des Volkes kontrolliert werden kann. 

Bei der Klassenzusammensetzung der modernen Staaten wer- 
den in einer Demokratie die friedensfreundlichen Schichten stark 
genug sein, jeden Versuch eines Vertragsbruchs schon in seinem 
Beginn zu entdecken und der Öffentlichkeit kundzutun, damit aber 
auch ihn im Keime zu ersticken, ehe noch der Vertragsbrüchige 
Staat die Kraft erlangt hätte, offen dem Völkerbund zu trotzen. 

Nur bei allgemeiner voller Demokratie vermögen die verschie- 
denen Staaten zueinander das Vertrauen zu gewinnen, das uner- 
läßlich ist zur Durchsetzung einer internationalen Abrüstung. 

So lautet ja auch bei Kant (in seiner berühmten Schrift „Zum 
ewigen Frieden") der zweite Definitivartikel: 

„Das Völkerrecht soll auf einer Föderation freier Staaten gegründet 

sein, 

und der erste: 

„Die bürgerliche Verfassung in jedem Staate soll republikanisch sein." 

Diese erschienen ihm als die Vorbedingungendes ewigen Frie- 
dens und der Abrüstung. Nur schade, daß er sich beeilt, hinzuzufügen, 
die republikanische Verfassung dürfe nicht mit der demokratischen 
verwechselt werden. Diese sei im Grunde nur ein ,,Despotism". 
Er sieht „Republikanism" überall dort, wo die gesetzgebende von 
der Regierungsgewalt getrennt ist, also wo es ein Parlament gibt. 

Es war kein Glück für den Abrüstungsgedanken, daß von den 
Staatsmännern Europas in neuerer Zeit es gerade zwei Despoten 
waren, die sich gelegentlich für ihn aussprachen, um schließlich 
selbst wieder Krieg zu führen. So Napoleon III , der 1863 einen 
europäischen Friedenskongreß plante, der eine allgemeine Abrüstung 
und einen Schiedsgerichtsbund beschließen sollte. So 1898 der Zar 
Nikolaus II. in einem Friedensmanifest, in dem er für einen „wahren 
und dauerhaften Frieden zwischen allen Völkern" und die „Herab- 
setzung der unaufhörlichen, kaum noch erträglichen Kriegsrüstungen" 
eintrat. Gerade die internationale Sozialdemokratie, die stärkste 
unter den Friedensparteien, mußte dem Vorgehen des Henkers aller 
Reußen mit dem äußersten Mißtrauen gegenüberstehen. 

Während des Krieges waren wir in der unangenehmen Lage, 
daß das allgemeine Mißtrauen der Welt sich gegen Deutschland 
richtete, wegen seines Mangels an Demokratie. Wir haben hier 
nicht zu untersuchen, ob dieses Mißtrauen gerechtfertigt war oder 
nicht. Genug, es war da, wir hatten mit ihm zu rechnen, es bildete 
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ein starkes Friedenshindernis gegenüber jenen, die nicht aus impe- 
rialistischen, sondern aus demokratischen Motiven glaubten, Deutsch- 
land bekämpfen zu müssen. Diese demokratischen Schichten unter 
den Gegnern mußte jede Politik zu stärken suchen, die wollte, daß 
das deutsche Volk einen Verständigungsfrieden bekam. In aus- 
gesprochenem Gegensatz zu diesen Schichten den Krieg weiterzu- 
führen, wäre für die Imperialisten der Entente unmöglich gewesen. 
Die demokratischen Schichten aller Arten hatten aber im Welt- 
krieg nur das eine gemeinsame Intersse: die Demokratie überall zu 
sichern. Sie verfolgten keine Pläne zur Vergewaltigung des deut- 
schen Volkes. 

Das Mißtrauen gegen die Demokratie Deutschlands wurde je- 
doch nicht allein durch seine Institutionen erzeugt, z. B. durch das 
preußische Wahlrecht, sondern auch, und vor allem durch den 
Charakter seiner Parteien. 

8. Gewerkschaft und Imperialismus. 

Im Gegensatz zu Westeuropa und Amerika gab es in Deutsch- 
land keine bürgerliche Partei, die eine wahrhaft demokratische wäre, 
Das Zentrum ist ein Mischmasch, in dem die aristokratischen Ele- 
mente gehörig zur Geltung kommen, die Fortschrittler hatten sich 
mit dem Mangel an Parlamentarismus in Deutschland vollkommen 
abgefunden, haben sogar wiederholt unparlamentarische Obrigkeits- 
regierungen unterstützt, wie auch jüngst ihr Vertrauensmann, Payer, 
durchaus keine demokratische Rolle spielte. 

Wer wirklich demokratisch fühlte und dachte, auch vom bür- 
gerlichen Standpunkt aus, dem blieb in Deutschland seit 1870 nur 
die Sozialdemokratie übrig. Das hat nicht wenig dazu beigetragen, 
daß diese eine iZeitlang weit rascher anwuchs, als die sozialistischen 
Parteien in Westeuropa. 

Um so mehr enttäuschte im Weltkriege die Haltung der sozial- 
demokratischen Mehrheit, die sich sofort bedingungslos hinter ihre 
Regierung stellte. Der Gegensatz und das Mißtrauen der Demo- 
kratien des Auslands gegen die deutsche Regierung erzeugte nun 
auch den Gegensatz und das Mißtrauen gegen die Sozialdemokratie. 
Die allgemeine ,, Einkreisung", der jene schon vorher verfallen war, 
erstreckte sich nun auch auf diese. 

Dazu kommt, daß der Imperialismus in keiner sozialistischen 
Partei so starke Verbreitung gefunden hat, wie in der deutschen. 

In den sozialistischen Kreisen außerhalb Deutschlands hat so- 
wohl vor wie während des Krieges der Imperialismus keine Rolle 
gespielt. Ganz anders bei' uns. Das erklärt sich aus der Geschichte 
unserer Gewerkschaften. 

Wo die Situation des Staates dem Proletariat keine großen 
aktuellen politischen Aufgaben steckt, wo es dem Proletariat ent- 
weder nicht nötig oder nicht möglich erscheint, seine Kräfte auf 
den politischen Kampf zu konzentrieren, wo ihm dagegen der ge- 
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werkschaftliche Kampf die besten Aussichten bietet und diesei 
das ganze Interesse der kampffähigen Teile des Proletariats absor- 
biert, da gerät der Sozialismus, der das Ringen um die politische 
Macht fordert, in Gefahr, von der Masse der gewerkschaftlich orga- 
nisierten Arbeiter mißachtet, ja sogar als Hemmnis ihres Aulstiegs 
empfunden zu werden, weil er ihnen in der Bourgeoisie Feinde 
schafft, die sie sonst nicht hätten. Der Sozialismus erscheint ihnen 
nicht mehr als unerläßliche Notwendigkeit ihrer Befreiung, ander- 
seits fühlen sie sich als eine Art Arbeiteraristokratie, die eine privi- 
legierte Stellung zu behaupten hat. Sie zählen sich nicht mehr zu 
den Proletariern, die nichts zu verlieren haben, als die Ketten, und 
eine Welt zu gewinnen. Sie glauben, sich im bürgerlichen Diesseits 
bequem einrichten zu können und betrachten den Sozialismus als 
ein phantastisches Jenseits, das außer aller Wirklichkeit stehe. 

In dieser Stimmung werden sie abhängig vom bürgerlichen 
Denken, sie beschränken sich auf ihren beruflichen Kampf und 
machen sich politisch wie theoretisch ganz abhängig von der 
Bourgeoisie. 

Diese Erscheinung konnten wir beobachten in England, in 
Amerika, in Deutschland. 

Das besagt jedoch keineswegs, daß die Gewerkschafter in 
diesen drei Großstaaten ganz gleich denken. Das ist durchaus nicht 
der Fall. 

In England erstarkte die Gewerkschaftsbewegung gleichzeitig 
mit dem Freihandel, Dessen Gedankengänge wurden bestimmend 
auch für sie, nicht nur die Ablehnung der Schutzzölle, sondern auch 
die Abneigung gegen koloniale Eroberungen und gegen kriegerische 
Politik überhaupt. Diese Gedankengänge, obwohl bürgerlichen Ur- 
sprungs, entsprechen so sehr den Tendenzen, die spontan durch die 
soziale Lage des Proletariats erzeugt werden, daß die englischen 
Arbeiter an ihnen festhielten, als die goldenen Zeiten für die Ge- 
werkschaften aufhörten und die Arbeiterschaft sich vom bürger- 
lichen Radikalismus abzuwenden begann. Sie hielten an den Ideen 
des Freihandels am zähesten fest, während nicht nur die Konser- 
vativen, sondern auch ein großer Teil der Liberalen Englands sich 
unter dem Eindruck derselben ökonomischen Wandlung, die den eng- 
lischen Arbeiter wieder dem Sozialismus zugänglich machte, dem 
Imperialismus zuwandten. Bis heute ist der Gedanke des Freihandels 
und der Friedenspolitik in den englischen Arbeitern sehr stark — 
einer Friedenspolitik, die stellenweise bis zum Quäkerhaften geht, 
jeden Krieg, ohne Ausnahme, auch die Abwehr eines Eroberers, ver- 
wirft. Auf jeden Fall steht diese Politik aber dem Eroberungskrieg 
ablehnend gegenüber und erlaubt höchstens den Krieg im Interesse 
der Demokratie. Es ist bezeichnend, daß in England die am meisten 
dem letzten Kriege widerstrebenden Elemente der Arbeiterschaft 
solche waren, die man ehedem als Revisionisten bezeichnete, wie 
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Macdunald und John Burns Auch Ken Hardie gehörte dazu. Da 
^egen die radikalsten Elemente der Sozialisten, darunter die ent 
schiedensten Marxisten, die am meisten alles bürgerliche Denken 
ablehnen, sie zählten in England zu denjenigen, die am energischsten 
für den Krieg eintraten, wie Hyndman, Will Thorne, Ben Tillett. Sie 
sind nichts weniger als Imperialisten. Sie waren während des Buren- 
krieges entschiedene Burenfreunde, Hyndman ist außerdem stets 
einer der energischsten Vorkämpfer der Befreiung Indiens gewesen. 
Ihre Motive im Kriege waren ähnlich denen, die 1853 die Chartisten 
und Marx den Krieg gegen Rußland fordern ließen, im Gegensatz zu 
den friedensfreundlichen Freihändlern. Ihre Motive mochten zum 
Teil auf unrichtigen Voraussetzungen beruhen, es wäre aber grund- 
falsch, wollte man ihnen sozialistischen Charakter absprechen und 
sie zu Imperialisten stempeln. 

Ähnlich steht es in Frankreich, wo gerade die radikalsten 
Marxisten, diejenigen, die stets der Bourgeosie, auch der demokra- 
tischen, am schroffsten gegenüberstanden, nach Ausbruch -des Krie- 
ges am kriegerischsten auftraten, Vaillant und Guesde mit ihren 
Genossen. Auch das war keine imperialistische Verirrung, sondern 
entsprang aus ihrer Auffassung der Veranlassung des Krieges und 
der Kriegsziele Deutschlands. 

Nicht so entschieden wie in England wurden die Gewerk- 
schaften in Amerika von der bürgerlichen Politik in einer bestimmten 
Richtung beeinflußt. Das lag daran, daß diese Politik eine bestimmte 
Richtung jahrzehntelang überhaupt nicht besaß. Die beiden großen 
amerikanischen Parteien waren die Demokraten und die Republi- 
kaner. Erstere, die Gegner einer starken Zentralgewalt, Verfechter 
der größten Unabhängigkeit der einzelnen Bundesstaaten, waren die 
Vertreter der Sklaverei, die Partei des Südens geworden, die Partei 
der ökonomischen Reaktion, aber auch des Freihandels. 

Die Republikaner wurden ihnen gegenüber die Vertreter der 
großkapitalistischen Interessen, als Anhänger einer starken Zentral- 
gewalt zu einer Partei des ökonomischen Fortschritts, den sie durch 
industrielle Schutzzölle zu fördern suchten. 

Nach dem Bürgerkrieg hörten die Demokraten natürlich auf, 
die Vertreter der Sklaverei zu sein. Der Süden blieb freilich ihre 
Hauptstütze und damit fuhren sie fort, dem ökonomisch rückstän- 
digen Charakter des Landes entsprechend, eine ökonomisch reak- 
tionäre Partei zu sein. Doch näherten sich im Laufe der Jahre die 
beiden Parteien immer mehr. Sie wurden immer mehr bloße Cliquen 
von Ämterjägern. Die Unterschiede zwischen den beiden Parteien 
wurden geringer, als die innerhalb jeder von ihnen zwischen ihrem 
rechten und linken Flügel. 

Für welche bürgerliche Politik sollten sich da die „Real- 
politiker" der Gewerkschaften entscheiden, die vom Sozialismus 
nichts wissen wollten? 



Digitized by Google 




Sie gaben unter der Führung von Gompers, des Präsidenten 
der American Federation of Labor, die Parole aus: keine Partei- 
politik, das heißt jedoch nicht, daß die Arbeiter der Politik fern 
bleiben, sondern daß sie dem Sozialismus fernbleiben und ihre 
Stimmen denjenigen bürgerlichen Politikern zuwenden sollten ohne 
Unterschied der Partei, die ihnen am meisten versprachen. 

Als aber die antimilitaristische Strömung eintrat, wurde die 
demokratische Partei stärker als die republikanische von ihr er- 
griffen, ihren Traditionen gemäß, die antikapitalistisch waren, aller- 
dings nicht von sozialistischen, sondern von vorkapitalistischen, reak- 
tionären Gesichtspunkten aus, und nun wendeten sich die Gewerk- 
schaften in Masse der demokratischen Partei zu. Jetzt gab Gom- 
pers die Parole aus, für die Demokraten zu stimmen. Er wurde 
Wilsons Affe. 

Der Proletarier, dem es nicht gelingt, sich zum Sozialismus zu 
erheben, der auf bürgerlichem Boden bleibt, sinkt nur zu leicht unter 
den Bourgeois herab. t 

Legien hatte in Gompers ehedem die stammverwandte Seele 
entdeckt. Als dieser im Sommer 1909 nach Europa kam, besuchte 
er auch Berlin, wo ihn die Gewerkschaften in einer Versammlung 
feierten. Der Feststimmung drohte eine Störung durch den Hinweis 
eines Teilnehmers darauf, daß Gompers ein Gegner der Sozialdemo- 
kratie sei, da stellte sich Legien schützend vor diesen und erklärte, 
Gompers sei der wahre und wirkliche Revolutionär. 

Ich erlaubte mir darauf in der ,, Neuen Zeit" den wahren und 
wirklichen Gompers zu zeichnen (,, Samuel Gompers", Neue Zeit, 
XXVII, 2, S. 677/79) und wurde dafür von der deutschen Gewerk- 
schaftspresse nach Noten angepöbelt; es wurde mir Leichtfertigkeit 
und Unehrlichkeit vorgeworfen. 

Jüngst freilich wußte die deutsche Gewerkschaftspresse nicht 
genug sittliche Entrüstung gegen denselben Gompers aufzubringen, 
den sie ehedem verherrlicht hatte. Aber freilich, damals führte er 
Krieg gegen den Sozialismus. Nun führte er Krieg gegen die deutsche 
militärische Regierung. 

Wie Gompers und die englischen Gewerkschafter der alten 
Schule, sind auch Legien und seine Leute immer abhängiger von 
bürgerlichem Denken geworden. Aber dieses war ein anderes, als 
das der britischen Freihändler und Pazifisten oder das der ameri- 
kanischen Demokratie unter Wilsons Führung. 

In Deutschland wurde die Gewerkschaftsbewegung eine dem 
Sozialismus widerstrebende Macht in der Zeit, in der der Imperia- 
lismus aufkam. Er machte sich bei uns später bemerkbar, als west- 
lich von Deutschland, ergriff aber mehr die ganze bürgerliche Welt 
und fand bei keiner bürgerlichen Partei einen entschiedenen Wider- 
stand. Die Auffassung, als bilde der Imperialismus nicht eine der 
Tendenzen innerhalb des Kapitalismus, sondern sei mit diesem iden- 
tisch, als sei auf bürgerlichem Boden keine andere Politik möglich, 
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als die imperialistische — diese Auffassung, die ebenso von der 
äußersten Linken wie der äußersten Rechten des deutschen Sozialis- 
mus verfochten ward, sie beruhte auf der Anschauung deutscher Ver- 
hältnisse, beruhte auf ihrer Verallgemeinerung für die ganze Welt 
und für die ganze noch vor uns liegende Periode des Kapitalismus. 

In ihrer Verallgemeinerung für alle Länder und alle kommen- 
den Zeiten, bis zum Siege des Sozialismus ist die Auffassung falsch. 
Sie zeichnet aber richtig den Zustand, wie er in Deutschland bestand. 

Das war die Situation, in der sich innerhalb der Gewerkschafts- 
Welt Deutschlands die Neigung zu bürgerlichen Gedankengängen bil- 
dete. Sie konnten unter diesen Umständen keine anderen sein, als 
imperialistische. Ihr theoretischer Wortführer wurde Max Schippel, 
1895 noch der radikalste der Radikalen, der seit 1898 gegen das 
Milizheer, für Flottenrüstungen, Kolonialpolitik, Schutzzölle eintrat. 
Zu ihm gesellte sich Calwer, gesellten sich Josef Bloch und seine 
Leute unter dem vollsten Beifall der Gewerkschafter. 

Die Sache wurde nicht anmutiger dadurch, daß sie alle aus 
der Sozialdemokratie hervorgegangen waren, und in den Gewerk- 
schaften mit sozialistischen Massen zu tun hatten, deren sozialisti- 
schem Denken nicht offen entgegenzutreten nicht leicht war. Das 
verlieh von Anfang an dem proletarischen deutschen Imperialismus 
den Charakter der (Zweideutigkeit und Unwahrhaftigkeit. 

Der Ausbruch des Krieges schuf dann eine Atmosphäre, in der 
der proletarische Imperialismus glaubte, sich offen zeigen zu können 
und in der er solche Kraft erlangte, daß er so manche bisherige Säule 
des Antiimperialismus zum Umfallen brachte, die Cunow, Lensch, 
Parvus usw. Das war die Zeit, in der der ,, Courier", das Organ des 
deutschen Transportarbeiterverbandes, schrieb: 

„Heute weht die deutsche Flagge auf den Türmen Antwerpens, 
hoffentlich für immer." (24. Oktober 1914.) 

in der der Vorsitzende des Buchbinderverbandes, Emil Kloth, in der 
„Chemnitzer Volksstimme" die Annexion Belgiens forderte (Juni 
1915). 

Diesen gewerkschaftlichen Einflüssen ist es zuzuschreiben, daß 
der Imperialismus in das Proletariat keines andern Landes so tief 
eingedrungen ist, wie in das Deutschlands. Und daher rührt es, daß 
die Demokratie der Welt so wenig Zutrauen zur Demokratie Deutsch- 
lands hat. 

Ausgehend von diesen Erwägungen, schrieb ich im September: 
„Soll das deutsche Proletariat das Vertrauen der Demokratien 
aller Länder wiedergewinnen, dann muß es seine Politik gründ- 
lich ändern. Das ist eine der ersten Vorbedingungen für einen raschen 
Friedensschluß. Entweder muß die alte Sozialdemokratie mit der 
ihr von den Gewerkschaften auferlegten Haltung entschieden 
brechen, die so sehr nach Imperialismus schielte und nicht besser 
wurde durch ihre Zweideutigkeit. Oder aber die arbeitenden Massen 
müssen die Politiker hinwegfegen, die die deutsche Sozialdemokratie 
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kompromittieren und das Vertrauen zum deutschen Volk, zur deut- 
schen Demokratie nicht aufkommen lassen. 

Dies ist nicht minder wichtig, als die Gewinnung des gleichen 
Wahlrechts in Preußen, als die Parlamentarisierung im Reich. 

Alles das ist unerläßliche Friedensarbeit." 

Die Aenderung der Politik der alten Sozialdemokratie, der 
Gewerkschaften, ja der Masse des deutschen Volkes, die ich im 
September als Vorbedingung des Friedens und der Gewinnung des 
Vertrauens zum deutschen Volke forderte, ist seitdem eingetreten, 
weit früher und gründlicher, als ich es erwartet, durch die Revolution 
vom November, die zusammenfiel mit dem nicht nur militärischen, 
sondern auch moralischen Zusammenbruch des deutschen Militaris- 
mus, des Hohenzollerntums, des deutschen Imperialismus. 

Da die Umkehr zum großen Teil durch äußere Einwirkungen 
erfolgte, ist sie dem deutschen Volke selbst noch nicht in vollem 
Maße zum Bewußtsein gekommen. Sie wird sich fortschreitend ver- 
tiefen. Das Land des Militarismus, der Weltherrschaftspläne, der 
Autokratie, es ist zu einem der friedlichsten, demokratischsten Staa- 
ten geworden und wird noch mehr dazu werden; zu einem Staat, der 
allen Herrschaftsgelüsten entsagt und nur danach verlangt, als Glei- 
cher zwischen Gleichen unter Bedingungen zu leben, die ihm den 
Ertrag seiner Arbeit sichern, das Volk nicht zur ewigen Schuld- 
knechtschaft für den Sieger verurteilen. 

Wir oppositionellen Sozialdemokraten, die wir während des 
Krieges die deutsche Regierung aufs schärfste bekämpft, sie ange- 
klagt hatten, daß sie nicht nur dem Auslande, sondern auch dem 
eigenen Volke gegenüber nicht die Wahrheit sage, daß sie in keiner 
Weise Vertrauen verdiene, wir dürfen heute vollstes Vertrauen des 
Auslandes zur deutschen Republik heischen, nicht aus Vertrauen 
zu den Persönlichkeiten, die sie leiten und leiten werden, und über 
die wir ja noch nichts wissen, sondern aus der Erkenntnis der Be- 
dingungen heraus, unter denen das deutsche Volk hinfort leben wird 
und aus Vertrauen zu den furchtbaren Lehren, die der Weltkrieg 
dem Volke Deutschlands mehr noch als jedem andern erteilt hat. 

Die Demokratie des Auslands darf dem deutschen Volke daher 
wieder mit Vertrauen nahen. Sie hat alle Ursache, ihm den Frieden 
unter Bedingungen zu gewähren, die ihn zu einem dauernden machen, 
die keinerlei neue Irredenta, kein neues Elsaß-Lothringen schaffen, 
die den Schrei nach Rache in der Welt für immer verstummen lassen. 

Ein solcher Friede ist möglich auf der Grundlage, die Wilson 
vorgeschlagen hat. Er wird zu dem Sieg der Waffen, der nicht 
zum wenigsten den industriellen Methoden Amerikas geschuldet ist, 
den Sieg der politischen Prinzipien und Methoden gesellen, die 
in den Vereinigten Staaten Amerikas bisher am meisten Kraft er- 
langt haben. Und dadurch würden die kommenden Jahrzehnte eine 
Ära fortschreitender Sozialisierung herbeiführen, und zugleich auch 
eine Ära fortschreitender Amerikanisierung der Welt bedeuten. 

Knick Tön H. S. Hermann in Berlin SW. 
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